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Bei diesem niedrigen Bezugspreis ist unsere Zeitschrift eine der billigsten

Sozialversicherungszeitschriften. Die Volkstümliche Zeitschrift berichtet laufend

in leicht verständlicher Form über die Vorgänge auf allen Gebieten der weit¬
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Das Gesetz zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit
der Invaliden-, derAngestellten- und der knapp¬
schaftlichen Versicherung Herbert Lieske, Berlin-Tempelhof

Dieses bisher wichtigste sozialpolitische Gesetz

der jetzigen Reichsregierung ist vom 7. De¬

zember 1933 datiert und im RGBl. I S. 1039

veröffentlicht. Durch das Gesetz wird eine

Sanierung der InvV. und die dauernde

Leistungsfähigkeit dieser bisher mit großen
finanziellen Schwierigkeiten ringenden V. sowie

der v.technisch ebenfalls nicht völlig ausge¬

glichenen AngV. und KnV. sichergestellt wer¬

den. Begegnet wird dem vorhandenen Defizit

durch Senkung der Ausgaben und Er¬

höhung der Einnahmen. Dem Zweck der

Sanierung der Rentenversicherung dienen

vornehmlich der erste Teil des Gesetzes (Be¬

rechnung der V.leistungen) und der zweite

Teil (Aufbringung der Mittel). Die weiteren

Teile befassen sich mit der Aufrechterhaltung
der Anwartschaft während der Arbeitslosig¬
keit, mit der WanderV., mit sonstigen und

Schlußvorschriften. In Kraft getreten ist das

Gesetz mit dem 1. Januar 1934. Abweichungen
von diesem Zeitpunkt sind nachstehend zu den

einzelnen Vorschriften hervorgehoben.
Berechnung der V.leistungen. In

der InvV. wird in Abweichung von dem

Wortlaut der §§ 1284 ff. RVO. festgestellt, daß

die InvRente aus Grundbetrag und Steige¬
rungsbetrag besteht. Der Grundbetrag ist für

tlie Klassen 72 RM. (bisher 84 RM.) im Jahre.

Ür wird vom Reich getragen. Der jährliche
Steigerungsbetrag ist für jeden Wochenbeitrag
in der 1. Klasse 8 Pf., 2. Klasse 14 Pf., 3. Hai

20 Pf., 4. Klasse 26 Pf., 5. KI 32 Pf.,
6. Klasse 38 Pf., 7. Klasse 44 Pf., 8. Klasse

50 Pf., 9. Klasse 56 Pf., 10. Klasse 62 Pf. Auf

Beiträge, die für die Zeit vom 1. Oktober 1921

bis 31. Dezember 1923 entrichtet sind, entfällt

kein Steigerungsbetrag. Nach den bisherigen
Vorschriften galten für bis zum 30. September
1921 verwendete Beitragsmarken bestimmte

te Beträge und für die Zeit vom I« Januar

1924 bis 31 Dezember 1933 entrichteten Bei¬

träge 20 v. H. als Steigerungsbeträge. Die

neuen Steigerungsbeträge liegen über dem

Satz von 20 v. H. Die Rentenkürzung durch

Verminderung des Grundbetrages wird da¬

durch gemildert. Gelangen aus irgendwelchen
Gründen nicht die vollen Rentenbeträge zur

Auszahlung, so werden Grundbetrag, Steige¬
rungsbetrag und Kinderzuschuß im gleichen
Verhältnis gekürzt. Wenn Renten in Fällen

gewährt werden, in denen insgesamt weniger
als 500 Wochenbeiträge entrichtet sind, so wer¬

den bei der Berechnung des Steigerungs¬
betrages die an dieser Zahl fehlenden Wochen¬

beiträge aus der 1. Klasse ergänzt. Als

Mindestgrenze ist ein Steigerungsbetrag von

72 RM. vorgesehen. Auch für jede Witwen-

und Witwerrente ist der Grundbetrag 72 RM.,
für jede Waisenrente dagegen 36 RM. im Jahre.

Er wird ebenfalls vom Reich getragen. Als

Steigerungsbetrag werden bei der Witwen- und

Witwerrente fünf Zehntel, bei der Waisenrente

für jede Waise vier Zehntel des Steigerungs¬
betrages der InvRente gewährt.
In der AngV. ist der Grundbetrag des Ruhe¬

geldes für alle Klassen 360 RM. im Jahre. Er

betrug bisher 396 RM. Der jährliche Steige¬
rungsbetrag ist für jeden Monatsbeitrag in

Klasse A 0,25 RM., Klasse B 0,50 RM., Klasse C

1,00 RM., Klasse D 1,50 RM., Klasse E 2,00
RM., Klasse F 2,50 RM., Klasse G 3,00 RM.,
Klasse H 4,00 RM., Klasse I 6,00 RM. uml

Klasse K 8,00 RM. Auf Beiträge, die für die Zeit

vom 1. August 1921 bis zum 31. Dezember

1923 entrichtet worden sind, entfällt, wie bis

Ihm, kein Steigerung sbetrag. Die neuen Steig*
rungsbeträge entsprechen ungefähr denen, die

für die Zeit vom 1. Januar 1913 bis 31. Juli

1921 vorgesehen waren. Sie liegen aber erheb¬

lich unter denen, die seit 1. Januar 1924 mit

15 v. H. je Monatsbeitrag galten.
Für die PensV.. der Arbeiter der knapp-
s c h a f 11. PensV. ist der Grundbetrag der

InvPension für alle Klassen 72 RM. im Jahr*

Der jährliche Steigerungsbetrag ist für jeden



Monatsbeitrag in der 1. Klasse 0,90 RM.,

Kin 1,2» RM., 3. Klasse 1,50 RM., 4. Klass

1,80 RM., 5. Klasse 2,10 RM., 6. Klasse 2,40

RM., 7. Klasse 2,70 RM., 8. Klasse 3,00 RM,

9. Klasse 3r30 RM., 10. Klasse 3,60 RM. D

Mindestgrenze des Steigerungsbetrag« ist

72 RM. im Jahre. Der Grundbetrag des Ruhe¬

geldes aus der PensV. der Angestellten
ist für alle Klassen 360 RM. im Jahre. Der

jährliche Steigerungsbetrag ist für jeden Mo¬

natsbeitrag in Klasse A 0,45 RM., Klasse 15

0,85 RM., Kl C 1,70 RM., Klasse D 2,55

RM., Klasse E 3,40 RM., Klasse F 4,25 RM.,

Klasse G 5,25 RM., Klasse H 6,75 RM.,

Klasse I 9,00 RM, Klasse K 12,00 RM. Sowohl

in der PensV. der Arbeiter wie der der Ange¬
stellten wird für die ersten 60 steigerungs¬

fähigen Monatsbeiträge der Steigerungsbeitrag
nur zur Hälfte gewährt. Auf Beiträge, die füi

die Zeit vom 1. Oktober 1921 bis 31. Dezember

1923 entrichtet sind, entfällt in beiden V. kein

Steigerungsbetrag. Für die Zeit vor dem 1. Ok¬

tober 1921 bestimmt die Satzung die Beitrags
monate und die Klassen, die für die Renten¬

berechnung zugrunde EU legen sind.

Die Aenderung der Grund- und Steigerungs¬
beträge in der InvV., der AngV. und der

KnV. gut grundsätzlich nur für neue nach

dem 31. Dezember 1933 eintretende VF. Für

VF., die vor dem 1. Januar 1934 eintreten,

gelten sie nur dann, wenn der VTr. seinen

Bescheid nach dem 31. Dezember 1933 erteilt.

Ausgenommen davon sind wiederum die Fälle,

in denen der Rentenantrag vor dem 1. Ok¬

tober 1933 gestellt war.

Aufbringung der Mittel. Für die Ge¬

samtheit der Versicherten wird in der InvV.

und der AngV. zur Festsetzung der Höhe der

Beiträge der Durchschnittsbeitrag berechnet,

ist so zu bemessen, daß der Wert aller

künftigen Beiträge samt dem Vermögen —

und in der InvV. auch samt den Reichsmitteln

den Betrag deckt, der nach der Wahrschein¬

lichkeitsrechnung mit Zins und Zinseszins er¬

forderlich ist, um alle zukünftigen Auf¬

wendungen der VTr. /u bestreiten. Mit dieser

klaren Formulierung des Gesetzes ist in den

beiden V.zweigen die Abkehr von dem Um¬

lageverfahren ausgedrückt und die Wiederein¬

führung des sog. Anwartschafts- oder

Kapital deckungsVerfahrens verankert.

Den hiernach erforderlichen Beitragssatz bi

stimmt der RAM. im Einvernehmen mit dem

Reichsmin. der Finanzen und dem Reichswirt-

schaftsminister. Die Höhe der Pflicht-

beitrige ist gleichmäßig r.ach dem Endbetra

[eder Klasse zu bemessen. Für die freiw. Bei¬

tragsklassen ist demnach eine davon ab¬

weichende Regelung möglich. Zur Nach¬

prüfung de Beiträge stellt der RAM.

zweijährigen Zeitabschnitten, erstmalig für

den 31. Dezember 1934, v.technische Bilanz*

auf. Wann diese Vorschriften und die damit

verbundenen Beitragserhöhungen in Kral

treten, bestimmt die Reichsregierung beso:

ders. In Aussicht genommen ist die Durch

führung der Beitragserhöhung erst für ein«

Zeitpunkt, in dem gleichzeitig eine Senkui
der AlVers.Beiträge möglich ist. Solange d

Beiträ zur Inv.V. und Ang.V. nicht ande

weit festgesetzt werden, sind die bisherig«
Beiträge weiter zu entrichten. Eine besonder

Ausnahme ist für die InvV. vorgesehen. Hiei

gilt die bisherige Lohnklasse VII jetzt füi

einen wöchentl. Arbeitsverdienst von mehr als

36 bis 42 RM. Für einen wöchentl. Arbeit^

verdienst von mehr als 42 RM. wird ein»

Lohnklasse VIII angefügt. Für freiw. Bei¬

tragsentrichtung werden die Beitrags
klassen IX und X gebildet. Diese Aenderunge
gelten vom 1. Januar 1934. Mit Wirkung von

gleichen Tage wird in Lohnklasse VII de»

Wochenbeitrag von 2 RM. auf 2,10 RM. erhöht

und für Lohnklasse VIII ein solcher von

2,40 RM., für Beitragsklasse IX ein solcher von

2,70 RM. und für Beitrngsklasse X von 3 RM

festgesetzt.

Das Reich leistet zur InvV. mit Wirkung
vom 1. April 1933 außer den für die Deckung
der Grundbeträge erforderlichen Mitteln einen

jährlichen Reichsbeitrag von 200 Mill. RM.

Die bisher den Reichsbeitrag bzw. -mitte

anderweit regelnden Gesetze und VO.en trete

außer Kraft, mit Ausnahme der Vorschrift des

$ 7 des G. über Zolländerungen vom

17. August 1925 (RGBl. I S. 261), soweit si.

sich auf die Zollmittel für die InvV. bezieht.

In der AngV. ist die die VPfl. bestimmende

Jahresarbeitsverdienstgrenze vom 1. Januai

1934 an geändert worden. Sie wurde v<>

S400 RM. auf 7200 RM. herabgesetzt. Die Ei

mächtigung des RAM., diese Grenze

ändern, bleibt. Die bisherige Gehalts

klasse H, die Einkommen von mehr als 721

RM. bis 8400 RM. umfaßte, wird in eine Bei¬

trä g s k 1 a s s e tür die freiw. Beitragsent
richtung umgewandelt. Soweit in Vorschriften

für die SV. die Grenze von 8400 RM. zu¬

grunde gelegt wird, tritt an ihre Stelle di

Grenze von 7200 RM. Das kommt insbesondere

für die VPfl. und freiw. WeiterV. in der AlVers

in Betracht.

In der KnV. ist Grundsätzliches hinsichtlic

der Mittelaufbringung nicht geändert word

Es wurde lediglich in der PensV. der A r

b t- i t o i eine Lohnklasse Vlil angefügt. S

gilt für einen monatlichen Arbeitsverdiei

n mehr als '225 RM. Die bisherige Loh;

klasse VII erfaßt nunmehr einen monatl. A

beitsverdienst von mehr als 200 bis 225 RM

Für freiwillige Beitr ntrichtung werden die

Beitragsklassen IX und X gebildet. Die Vo

schriften des § 33 RKG. über die Berechntn

des monatlichen Arbeitsverdienstes finden kei:

Anwendung mehr.
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Den Versicherten ist in der InvV., der AngV.
and der knappsch. PensV. die Wahl einer

höheren als der gesetzlichen Klasse freigestellt.

Aufrechterhaltung der Anw a rt¬

chaft während der Arbeitslosig¬
keit. Die Zeit, während der ein Arbeits¬

loser v.mäßige Alu. oder Kru. erhält oder aus

eler öffentlichen Fürsorge unterstützt wird, wird

ils Ersatz zeit in der InvV., AngV. und

knappsch. PensV. für die Aufrechterhal¬

tung der Anwartschaft angerechnet.
Zur Deckung des den Trägern der InvV. da¬

nach entstehenden Mehraufwandes zahlt die

RfAuA. monatlich 0,50 RM. für jeden Arbeits¬

losen. Die Zahl der Ende eines jeden Kalender¬

jahres bei den ArbAe. gemeldeten Arbeits¬

losen ist maßgebend für das ganze folgende
Rechnungsjahr des Reichs. Zur Deckung des

der Reichsknappschaft als Trüger der knappsch.
PensV. entstehenden Mehraufwandes zahlt die

RfAuA. einen Betrag, der vom RAM. im Ein¬

vernehmen mit dem Reichsmin. der Finanzen

festgesetzt wird. Für die RfA. ist eine Ent¬

schädigung nicht vorgesehen. Diese Regelung
der Aufrechterhaltung der Anwartschaft bei

Arbeitslosigkeit stellt eine wesentliche Verein¬

fachung gegenüber der bisherigen Handhabung
nach § 129 AVAVG. dar. Der Vorteil, den

der Versicherte bisher genoß, daß die für ihn

von der RfAuA. entrichteten Beiträge als

Steigerungsbeträge1 die Höhe der späteren

Rentenansprüche beeinflußten, entfällt aller¬

dings. In Kraft treten diese Aenderungen rück¬

wirkend mit dem 1. April 1933. § 129 AVAV<

fällt in Verfolg dessen, und zwar mit dem

1. Januar 1934, weg. Aus den verschiedenen

Daten des Inkrafttretens der einen und des

Wegfalls der anderen Vorschrift ist zu folgern,
daß, da durch die bezeichneten Unterstützungs¬
tatsachen während Arbeitslosigkeit an sich die

Anwartschaft ab 1. April 1933 erhalten ist, die

RfAuA. während der Zwischenzeit Übergangs

mäßig verpflichtet bleibt, besondere Härtefälle

ich § 129 Abs. 1 Satz 2 AVAVG. in bishei i*

m Umfange zu regeln.

Sonstige Vorschriften. Nach $ 27 I

I« Halbsat/ RVO. bestimmt die Reichsregie-
i ung den Betrag, bis zu welchem das Ver¬

mögen der VTr. in verbrieften Forderungen

gegen das Reich oder ein Land usw. (8 2t)

\bs. 1 Nr. 1 RVO.) anzulegen ist. Durcii § 271

-. HalbsatZ RVO. durfte dieser Betrug jedoch
i v. H. des Vermögens nicht übersteigen.

Die Beschränkung des 2« Halbsat fällt nun¬

mehr weg. Das gleiche gilt für $ 211 AVG.

h 8 80 Abs. I Satz 2 RVO. haben die VTr.

lür jede Spruchsache vor dem OVA., an d<

>ie beteiligt sind, einen Pauschbetrag- zu ent¬

richten, den der RAM. mit Zustimmu n

Reichsrats für jedes Gebiet der ReichsV.

einheitlich festsetzt. Die VO. vom 10. Novem-

r 1926 (RGBl. I S« 4S7) sah für a I 1 e Gebiete

der ReichsV. einen einheitlichen Pauschbetrag
von 20 RM. vor. In Abweichung von dieser

Vorschrift und der VO. ist jetzt für das ge¬
samte Gebiet der ReichsV. ein Pauschbetrag
von 15 RM. festgesetzt worden. Der RAM.

kann nunmehr den Pauschbetrag nach An¬

hören des Reichsrats für das gesamte
(iebiet der ReichsV. oder für einzelne

V.zweige ändern. Diese Aenderung gilt rück¬

wirkend vom 1. April 1933.

In der InvV. und AngV. ist die Ent¬

ziehung einer Rente auch ohne Fest¬

stellung eiper wesentlichen Aenderung in den

Verhältnissen des Rentenempfängers zulässig,
wenn eine erneute Prüfung ergibt, daß der

Rentenempfänger nicht invalide (berufsunfähig)
ist. Hiermit ist die Grundlage für eine Nach¬

prüfung etwa zu Unrecht bewilligter Renten

geschaffen. Die Vorschriften des § 1304 RVO.

und des § 67 AVG. sind in bezug auf die

Möglichkeiten der Entziehung einer Rente er¬

weitert; allerdings nur zeitlich bedingt, denn

mit dem Schlüsse des Jahres 1937 tritt diese

Erweiterung außer Kraft. Der RAM. kann die

Außerkraftsetzung schon zu einem früheren

Zeitpunkt vorsehen. Rentenempfänger, die am

1. Januar 1934 das 60. Lebensjahr vollendet

haben, werden von der Nachprüfung und da¬

mit gegebenenfalls von der Entziehung der

Rente nicht betroffen.

In der InvV. und AngV. dürfen freiwillige
Beiträge, die spätestens am 31. Dezember 1931

tür einen zurückliegenden Zeitraum nach¬

entrichtet werden durften, bis zum 31. März

1934 entrichtet werden, solange der VF. nicht

eingetreten ist. Damit ist eine einmalige, sehr

erfreuliche Möglichkeit gegeben, erloschene

Anwartschaften durch Nachentrichtung der

Beiträge wieder aufleben zu lassen. Die Vor¬

schrift tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1932

in Kraft. Für die Zeit vom 1. Januar 1932

his 31« März 1934 gelten danach die zeit¬

lichen Bestimmungen in den 88 1280 Abs. 1,

1443 RVO. und 88 55 Abs. 1, 188 AVG. nicht.

Eine bedeutsame Aenderung hat auch § 54

Abs. 1 AVG. erfahren. Danach war für die

Erhaltung der Anwartschaft in der AngV.

notwendig, daß nach dem Kalenderjahr, in dem

der erste Beitragsmonat zurückgelegt worden

ist, innerhalb der zunächst folgenden 10 Ka¬

lenderjahre mindestens S und nach dieser Zeit

mindestens 4 Beitragsmonate4 während ines

Kah nderjahrei zurückgelegt werden. Diese

Unterschiedlichkeit ist weggefallen. Bs müssen

durchweg jährlich 6 Beitragsmonate zu¬

rückgelegt werden«

Die Geltungsdauer des 8 397 AVG. wird bis

zum Schlüsse* des Jahres 1936 verlängert. Da-

gen fällt die Vorschrift des 8 397 Abs. 3

AVG. w Von dem Wegfall sind auch

schwebende Sachen betroffen. Ist die Gewäh¬

rung eines Ruhegeldes auf (irund des 8 97

Volkst. 353



Abs. 3 AVG. rechtskräftig abgelehnt worden,

so ist auf Antrag zu prüfen, ob der Anspruch

nunmehr begründet ist, und hierüber ein neuer

Bescheid zu erteilen.

Angestellte, die beim Eintritt in die v.pflichtige

Beschäftigung das 50. Lebensjahr vollendet

haben, werden in der AnjrV. auf Antrag

von der VPflicht befreit. Das gilt rückwirkend

vom 1. Januar 1932.

In der knappschaft 1. KV. gelten für den

Grundlohn, das KG., das Hausgeld und die FH.

die Vorschriften der RVO. entsprechend. Die

Vorschriften der §§ 21, 22, 23 RKG., die hin¬

sichtlich der erwähnten Leistungsgdbiete eine

Sonderregelung vorsehen, fallen weg. Berührt

werden von dieser Aenderung nur Ansprüche,

die nach dem 31. Dezember 1933 festge¬

stellt werden. Die oben erwähnten Vor¬

schriften über Nachprüfung der Renten in dei

InvV. und AngV., über die Möglichkeit der

Nachentrichtung freiw. Beiträge in der InvV.

und AngV. und der zur Erhaltung der An¬

wartschaft in der AngV. notwendigen Leistung

von durchgehend jährlich 6 Monatsbeiträgen

gelten für die knappsch. PensV. der Arbeiter

und Angestellten, die Aenderungen des § 397

AVG. und die Zuerkennung von VFr. auf An¬

trag für über fünfzigjährige Angestellte für

die knappsch. PensV. der Angestellten ent¬

sprechend. Für die Wartezeit, die Anwart¬

schaft, die WeiterV., die Anrechnung von Er¬

satzzeiten in der knappsch. PensV. und für die

SelbstV. der Angestellten gelten die Vor¬

schriften des AVG. entsprechend. Die Satzung

bestimmt die Höhe der Beiträge für die

WeiterV. Die Vorschriften des § 76 RKG. über

die Anerkennungsgebühr fallen weg. Ferner

sind die Vorschriften der §§ 375 bis 377 AVG.,

betr. Halbversicherte, für die knappsch. PensV.

der Angestellten, und zwar rückwirkend vorn

1. Januar 1932, entsprechend anzuwenden.

Beim Zusammentreffen einer Witwenrente aus

der KnappschPensV. mit einer InvRente aus

der InvV. oder einem Ruhegeld aus der AngV.

erhält die Berechtigte nur die höchste

Rente; das gleiche gilt im umgekehrten Falle.

Aus den Schlußvorschriften ist er¬

wähnenswert, daß vorbereitende Maßnahmen

zur Durchführung der Vorschriften dieses Ge¬

setzes schon vor dem Inkrafttreten der einzel¬

nen Vorschriften getroffen werden können.

Der RAM. ist zum Erlaß zweckdienlicher

DurchfVO.en und -Vorschriften ermächtigt.

Etwaige Unklarheiten, die in der Praxis auf¬

tauchen, können dadurch behoben werden. Der

RAM. kann auch Vorschriften der RVO., des

AVG. und des RKG. zwecks Anpassung an

die Vorschriften dieses Gesetzes ändern. Er

ist ferner ermächtigt, die drei Gesetze in ent¬

sprechender Umarbeitung und Fassung im

RGBl, bekanntzumachen. Eine solche Ver¬

öffentlichung würde von allen an der SV.

interessierten Kreisen aufs dankbarste begrüßt

werden. Die Schwierigkeit und Unzuverlässig¬

keit, mit den zahlreich verstreut vorhandenen

Vorschriften arbeiten zu müssen, wäre dann

beseitigt.

Die in dem Gesetz ebenfalls neu geregelte

Wanderversicherung ist in diesen

Ausführungen nicht berücksichtigt. Sie bleib*

einer späteren Besprechung vorbehalten.

Eine Aenderung der Organisation der V. ist

mit dem neuen Gesetz nicht verknüpft. Nach

Aeußerungen von Staatssekretär Krohn ist

die Regelung der Organisationsfrage noch der

Zukunft vorbehalten, wenn auch die Gesichts¬

punkte der künftigen Gestaltung — Verein¬

fachung und volkstümliche Fas¬

sung des SV. rechts, stärkere Zu¬

sammenfassung der VTr. und die

damit verbundene Vereinfachung

und Verbilligung der Verwaltung

— schon jetzt festliegen.

Zur gesetzlichen Neuregelung der Entziehung zu

Unrecht bewilligter Invalidenrenten

Vorbemerkung der Schriftleitung: Dieser Auf-

$atz lag bereits oor Erlaß des in der ersten

Abhandlung dieser Nummer besprochenen Ge-

setzes oom 7. Dezember 1933 oor. Wenn audi

das Gesetz den Wünschen des Verfassers ent-

»prochen hui. ist die Abhandlung zur Begrün¬
dung der Gesetzesoorsdiriften audi jetzt nodi

oon besonderem Interesse.

Die jetzige bedrängte Finanzlage der LVA.en

hat auch zu einer Prüfung Anlaß gegeben, in

welchem Ausmaß z. Zt. zu Unrecht bewilligte

Inv.- und Witwenrenten laufen, d. h. wie viele

Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

Personen Rente beziehen, bei denen Invalidität

nicht besteht und überhaupt nicht bestanden

hat, und ob der Wegfall solcher Renten wesent¬

lich mit zur Gesundung der InvV. beitragen

könne.

Wie ich bereits in meiner früheren Abhand¬

lung in dieser Zeitschrift (1933 S. 272 ff.) her¬

vorhob, ist nach § 1304 RVO. die Entziehung

einer Rente an sich nur möglich, wenn der

Rentenempfänger „infolge einer wesentlichen

Aenderung in seinen Verhältnissen'4 nicht

554



Der Begriff „Beschäftigungsort" Ludwig Diel, Berlin

Zu den Grundlagen der KV. nach der RVO.

gehört die Klärung der Frage, in welche Kk.

Ger v.pflichtige Arbn. gehört. Dazu bestimmt

$ 234 RVO., daß V.pflichtige, wenn sie weder

in den Reiehsknappschaftsverein oder in die

See-Kk. noch in eine besondere Orts-, Be¬

triebs- oder Innungs-Kk. gehören, Mitglieder
der AOKk. oder LKk. ihres Erwerbszweiges
und Beschäftigungsortes sind. Nähere Defini¬

tion bedurfte bei dieser Vorschrift nur der

Begriff „Beschäftigungsort" (BO.); sie wurde in

den §§ 153 bis 156 RVO. getroffen.

Im allgemeinen Sprachgebrauch versteht man

unter BO. den Ort, an dem die Beschäftigung
ausgeübt, die Arbeit geleistet wird. Die RVO.

folgt dem Sprachgebrauch, wenn sie in § 153

Abs. 1 RVO. den Grundsatz aufstellt, daß BO.

der Ort sei, an dem die Beschäftigung tatsäch¬

lich stattfinde, sie weicht aber in den folgenden
Vorschriften von dieser grundsätzlichen Be¬

stimmung für bestimmte Fälle ab. Um diese

bestimmten Fälle v.rechtlich erkennbar zu

machen, prägt sie neben dem Begriff „BO."
noch den Unterbegriff „feste Arbeitsstätte"

oder „feste Betriebsstätte", im Gegensatz EU

einer außerhalb ihres Kreises entstandenen

„vorübergehenden, nicht festen Arbeitsstätte".

Wenn auch eine Beschäftigung im allgemeinen
innerhalb einer festen Arbeitsstätte und am

Orte des Betriebssitzes ausgeübt wird, so sind

doch die Fälle zahlreich, bei denen das nicht

zutrifft. Diese Sonderfälle erfaßt die RVO. in

den Vorschriften der §§ 153 Abs. 2 ff. — Für

den Schlosser Müller, der in der Maschinen¬

fabrik Hermann in E. beschäftigt ist, ist E.

BO. im Sinne der RVO., weil die Beschäfti¬

gung tatsächlich in E. stattfindet; er gehört
ilso (vorausgesetzt, daß für seinen Gewerbs¬

zweig am Orte keine besondere OKk. besteht)
in die AOKk. E. Der Monteur Meier, eben-

falls in der Maschinenfabrik Hermann b<

schäftigt und von dieser von Zeit zu Zeit mit

Montagearbeiten an anderen Orten beauftragt,

müßte, wenn auch hier der Ort der tatsäch¬

lichen Arbeitsleistung für die V. ausschlag¬
gebend wäre, jeweils am Orte der tatsäch¬

lichen Beschäftigung versichert sein. Das will

lie RVO. vermeiden durch die Bestimmung

>» § 133 Abs. 2, wonach fttr Versicherte, die

(im allgemeinen) an einer festen Arbeits- oder

Betriebsstätte beschäftigt werden, diese feste

Arbeitsstätte auch dann als BO. im Sinne der

'VO. gilt, während sie für kürzerr Zeit im

Auftrage ihres Arbg. mit Arbeiten außerhalb

<ier Betriebsstätte beschäftigt irerden« Dei

Monteur Meier behält also auch dann den

ietriebssitz I:. als BO. im Sinne der RVO.

enn er für kürzere Zeit Montagearbeiten in

M. erledigt, d. h. er bleibt auch für eliese Zeit

litglied eler AOKk E. und wird nicht Mit¬

glied der AOKk. des Ortes M., an dem „die

Beschäftigung tatsächlich stattfindet". Diese

Rechtslage greift aber nur Platz, wenn die

Arbeiten kürzere Zeit dauern, wobei der Be-

riff „kürzere Zeit" von der RVO. selbst ver¬

ständlicherweise nicht fest bestimmt werden

kann. Praxis und, wo erforderlich, Recht¬

sprechung müssen hier fallweise unter Berück¬

sichtigung aller Umstände eine allen Be¬

teiligten gerecht werdende Auslegung finden;
dabei darf, der Rechtsprechung folgend, als

Vergleichsmaß die Zeit von zwei Monaten

gelten, bei deren Ueberschreitung im all¬

gemeinen nicht mehr von Arbeit für kürzere

Zeit gesprochen werden kann.

Neben Personen, die ein Betrieb vom Betriebs¬

sitz (von der festen Arbeitsstätte) aus nach

_

i nderen (vorübergehenden) Arbeitsstätten

schickt, können auch Personen auftreten, die

von der festen Arbeitsstätte aus nur mit

Arbeiten wechselnd in verschiedenen Orten

oder Bezirken beschäftigt werden. Personen

dieser Art erfaßt $ 153 Abs. 3 RVO. Auch für

solche Versicherte, die also mit der festen

Arbeitsstätte nur insofern in Berührung
stehen, als sie von ihr und für sie eingestellt
sind, die aber am Sitz der festen Arbeitsstätte

selbst nicht beschäftigt werden, hat die feste

Arbeitsstätte als BO. im Sinne der RVO. zu

gelten. Die feste Arbeitsstätte kann dabei

naturgemäß sowohl der Sitz des Haupt¬
betriebes, als der Sitz eines Unterbetriebes

(Filiale) und außerdem jeder Platz sein, von

dem aus die Beschäftigung wechselnd in ver¬

schiedenen Orten im Auftrage des Arbg. aus¬

geübt wird. Ein Monteur der Maschinenfabrik

Hermann in E., der nur für Montagearbeiten
außerhalb des Betriebssitzes eingestellt ist und,
ohne diese feste Arbeitsstätte je zu berühren,

von der Fabrik zur Arbeitsleistung von einem

Ort zum andern geschickt wird, hat E. als BO.

im Sinne des Gesetzes und ist in I:. ver¬

sichert, trotzdem in E. keinerlei tatsächliche

Beschäftigung stattfindet. Ebenso ist ein Hand¬

lungsreisender, der für seine Firma in dauern¬

dem Wechsel verschiedene Ort bereist,

v.pflichtig entweder am Hauptbetriebssitz,
wenn er von dort, oder am Unter-(Filial-)

betriebssitz, wenn er von hier aus seine Reisen

unternimmt, auch wenn r am Betriebssitz

selbst nicht arbeitet. Ist zwischen dein Reisen¬

den und rler Firma als Reiseausgangspunkl
z. B. der Wohnort des K} aden bestimmt,
so kann unter Umständen allerdinj diesei

Wohnort als feste Arbeitsstätte und BO. im

Sinn der RVO. angesehen werden. Dann

nämlich, wenn der Reisende vom Wohnorte

aus seine schriftlichen und sonstigen Arl>eiten

erledigt, die auf der Reise keine Erledigung
finden keinnen, sondern iner besonderen
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Arbeitsstätte bedürfen. Bei der Entsch. über

inen solchen Fall ist aber das Ergebnis einer

Prüfung darüber von Bedeutung, ob der

Reisende an seinem Wohnorte entsprechende
Wohn- oder Geschäftsräume besitzt, ob sich

von hier aus ein wesentlicher Teil des ge¬

schäftlichen Verkehrs zwischen ihm und seinen

Kunden abwickelt und ferner, welche geschäft¬
liche Bedeutung dem Wohnort seitens des

Arbg. zugemessen wird. Diese Merkmale einer

festen Arbeitsstätte oder eines BO.es im Sinne

der RVO. hat das Bayr. LVA. im Falle eines

Agenten einer E. vom 31. Mai 1915 zugrunde

gelegt, sie können in ähnlichen Fällen des

§ 153 Abs. 3 RVO. nicht unberücksichtigt

bleiben.

Ein vierter Versichertenkreis umfaßt die Per¬

sonen, die ein Arbg. nur für einzelne Arbeiten

außerhalb der festen Arbeitsstätte annimmt.

Liegen die feste Arbeitsstätte und der Ort der

tatsächlichen Beschäftigung im Bezirk des¬

selben VA., so gilt nach § 153 Abs. 4 RVO.

die feste Arbeitsstätte und nicht der tatsäch¬

liche BO. als BO. im v.rechtl. Sinne, die be¬

treffenden Arbn. sind also dann am Orte der

festen Arbeitsstätte und nicht am wirklichen

Arbeitsort versichert. Liegen beide Orte abei

in verschiedenen VA.-Bezirken, so gilt als BO.

der Ort der tatsächlichen Beschäftigung. Stellt

z. B. ein Tiefbauunternehmen in A., VA.-

Bezirk B., nur für Tiefbauarbeiten in D., eben¬

falls VA.-Bezirk B., Arbn. ein, so sind diese

in A. versichert, erfolgt aber die Einstellung

nur für Arbeiten in E., VA.-Bezirk F., so be¬

steht VPfl. in E. Hat das Unternehmen da¬

gegen eine BetriebsKk., so sind die Arbn. dort

versichert, ohne Rücksicht auf den Ort der

tatsächlichen Beschäftigung, wie überhaupt

grundsätzlich in eine BetriebsKk. alle Betriebs¬

angehörigen gehören, gleichgültig wo sie im

Auftrage des Betriebes tätig sind. (RVA. vom

27. Mai 1916, AN. 1916 S. 650.)

Beschäftigungsrerhältnisse ohne feste Arbeits¬

stätte erfaßt der £ 154 Abs. 1 RVO.; er be¬

stimmt, daß für derartige Arbeitsverhältnisse

als BO. der Sitz des Betriebes gilt. Anwen¬

dung findet § 154 Abs. 1 aber nach den Entsch.

des RVA. vom 29. Mai 1913 (AN. 1913 S. 518)

und vom 24. Februar 1921 (AN. 1921 S. 264)

nur in den Fällen, in denen der Arbg. selbst

über keine feste Betriebsstätte verfügte oder in

denen infolge Geringfügigkeit und ¦ kurzer

Dauer der Arbeiten von einer festen Betriebs¬

stätte in v.rec htlithem Sinne nicht die Rede

sein kann. Eg war naheliegend, für solche

Arbeitsverhältnisse den „Sitz des Betriebe

als v.rechtlichen BO. zu bestimmen, obwohl

infolge des Fehlens einer festen Betriebsstätt

im Grunde genommen auch ein eigentlicher

Betriebssitz fehlt. Jedoch hat auch der Arbg.,
der keine feste Betriebsstätte aufweist, einen

festen Wohnort, um den der Betrieb gewissei-
maßen im Kreise herum arbeitet Der Wohn¬

ort wird also zum Mittelpunkt der wirtschaft¬

lichen Tätigkeit des Arbg. und läßt sich damit

unschwer zum „Sitz des Betriebes" bestimmen,

der infolgedessen für alle mit dem Arbeitgeber
abgeschlossenen Beschäftigungsverhältnisse als

BO. im Sinne der RVO. zu gelten hat.

Hausgewerbetreibende haben eine eigene, von

der Betriebsstätte und dem Betriebssitz ihrei

Arbg. unabhängige Arbeitsstätte. Nichs lag

näher, als für sie den Ort dieser eigenen
Arbeitsstätte zum v.rechtlichen BO. zu be¬

stimmen. Der § 154 Abs. 2 RVO. schreibt des¬

halb vor, daß für Hausgewerbetreibende ohn«

Rücksicht auf den Betriebssitz der Arbg. dei

Ort als BO. gilt, an dem sie ihre eigene Be¬

triebsstätte haben. —

Versicherte, die von einer „Betriebsverwaltung

beschäftigt werden, behandelt § 155 RVO. Eine

derartige Betriebsverwaltung kann nur voi

einem Hauptbetrieb als örtlicher oder bezirk¬

licher Unterbetrieb eingesetzt sein, d. h. es

muß ein Hauptbetrieb bestehen, der wohl du

Oberleitung hat, aber andrerseits dem Unter¬

betrieb (der Betriebsverwaltung) weitgehend«

Selbständigkeit in der Erledigung und dei

Leitung der übertragenen Arbeiten einräumt

Stellt eine solche Betriebsverwaltung Arbn. füi

eine in verschiedenen Gemeinden wechselnde

Beschäftigung ein, so gilt in v.rechtl. Sinne di*

Gemeinde als BO., wo die unmittelbare Leitung

der Arbeiten ihren Sitz hat. Allerdings kann

das zuständige OVA. eine von diesem Grund¬

satz abweichende Bestimmung treffen, nachden

die Beteiligten (Betriebsverwaltung, Gemeinde»

oder Gemeindeverbände) dazu gehört worden

sind. — Den Abschluß der RVO.-Vorschriften

über den Begriff „BO." bilden in § 156 RVO

die Bestimmungen für solche Arbn., die z

einer landwirtschaftlichen, in verschiedenen

Gemeinden wechselnden Beschäftigung an¬

genommen sind. Hier gilt unter Beachtung dei

§$ 963, 964 RVO. dar Sitz des Betriebes aK

BO. Erstrecken sich die Grundstücke und

damit der landwirtschaftliche Betrieb in di*

Bezirke verschiedener Gemeinden, so wird

v.rechtlich der Betrieb nur dann als ein ein

ziger Betrieb angesehen, wenn zum landwirt

schaftlichen Gesamtbetrieb gemeinsame Wirt

schaftsgebäude dienen. Wo diese gemein

samen oder die den Hauptbetriebszweckei
dienenden Wirtschaftsgebäude liegen, ist dei

Betriebssitz, der für die V. der Arbn. als BO

zu gelten hat. Dies gilt auch für einen forst

wirtschaftlichen Betrieb mit der Maßgabe, dal

der Betriebssitz (und damit der BO.) da ist

der größte Teil der Forstgrundstücke liegt

558



Ruhen und Abfindung der Invalidenrenten

Wie in den übrigen Zweigen der SV. enthält die

RVO. in den §§ 1312 bis 1317 auch für die InvV.-

Vorschriften über Ruhen und Abfindung von

Renten bei Verbüßung von Freiheitsstrafen und

bei Aufenthalt im Ausland.

Nach der bisherigen Fassung des § 1312

Abs. 1 RVO. ruhte die Rente, solange der

Berechtigte eine Freiheitsstrafe von mehr als

einem Monat verbüßte oder in einem Arbeits¬

haus oder einer Besserungsanstalt unter¬

gebracht war. Durch das Ausführungsgesetz
/m dem Gesetz gegen gefährliche Gewohn¬

heitsverbrecher usw. vom 24. November 1933,
Art. 8 Ziff. 6 (RGBl. I S. 1006) ist § 1312

\bs. 1 RVO. geändert worden. Ab 1. Januar

1934 ruht nunmehr die lnv.-Rente, solange der

Berechtigte eine Freiheitsstrafe von

mehr als einem Monat verbüßt oder in

Sicherungsverwahrung unter¬

gebracht ist. Soweit die Verbüßung einer

Freiheitsstrafe von mehr als einem Monat in

Betracht kommt, ist dies auch dann der Fall,
wenn es sich um mehrere Strafen handelt,
leren jede zwar weniger als einen Monat be¬

trägt, die zusammengenommen aber einen

Monat übersteigen. Allerdings müssen die

Strafen im unmittelbaren Anschluß an¬

nander verbüßt werden (E. des RVA. vom

10. Juni 1918, AN. 1918 S. 455). Das Ruhen

eler Rente tritt nicht nur ein, wenn die Strafe

von einem inländischen Gericht verhängt,
sondern auch dann, wenn sie von einem aus¬

ländischen Gericht erkannt und im Ausland

verbüßt wurde (E. des Bayr. LVA. vom

4. Januar 1926, EuM. Bd. 18 S. 338). Bei

Schutzhaft und Untersuchungshaft ruht die

Rente nicht, selbst wenn letztere auf die

Strafe angerechnet wird (E. des RVA. vom

>. Februar 1914, Breith. Samml. Bd. 3 S. 583).
In den bisher behandelten Fällen schließt

3 1312 Abs. 2 RVO. ein Ruhen der Rente

dann aus, wenn d< Berechtigte im In¬

land Angehöriu hat, die er bis zum Ein¬

treten der Ruhensgründe gSfll oder über¬

wiegend von seinem Arbeits ver¬

ti e n s t unterhalten hat. In diesem Falle wird

die Rente den Angehörigen überwiesen. Nicht

mehr der Berechtigte, sondern die Angehörigen
nnd dann Trüger des Anspruches. (E. des RVA.

vom 24. Dezember 1913, Breith. Sammig. Bd. 2

5. 293).
Für das Ruhen der Rente bei Aulentli.it

im Ausland sind zu unterscheiden berech¬

tigte Inländer, also deutsche Staatsange¬

hörige ($ 1313 RVO.), wöbe» narh g 1315 RVO.

he Schutzgebiete als Inland gelten, und

berechtigte Ausländer Q 1314 RVO.). Bei

Inländern tritt ein Ruhen der Rente nur

ein, solange sich der Berechtigte im Ausland

tufhält und es unterläßt, ler zuständinen LVA

Helmut Kaiser, Ehrenfriedersdorf

seinen Aufenthalt mitzuteilen (§ 1313 RVO.).
Für berechtigte Ausländer tritt das Ruhen

der Rente ein, solange sie sich freiwillig
und gewöhnlich im Ausland aufhalten

(§ 1314 Abs. 1 Ziff. 1 RVO.). Wie schon das

Wort „freiwillig" sagt, kann ein Ruhen der

Rente nicht eintreten, wenn der Aufenthalt im

Ausland auf Umständen beruht, die die Frei¬

willigkeit ausschließen. Von Wichtigkeit ist

die E. des RVA. vom 13. Mai 1922

(AN. 22 S. 444), die das Verbleiben in

an Polen abgetretenen ehemaligen deutschen

Gebieten behandelt und besagt, daß mit dem

Inkrafttreten des Vertrages von Versailles die¬

jenigen Deutschen, die zu dieser Zeit in den an

Polen abgetretenen Gebieten wohnten, und nicht

erst nach dem 1. Januar 1908 ihren Wohnsitz

dorthin verlegt haben, die deutsche Reichs¬

angehörigkeit verloren und die polnische
Staatsangehörigkeit erworben haben. Das Ver¬

bleiben in den abgetretenen Gebieten stellt

einen freiwilligen Aufenthalt im Ausland dar,

es sei denn, daß der ernsthafte Wille, nach

Deutschland zu ziehen, besteht, diese Absicht

aber aus zwingenden Gründen nicht aus¬

geführt werden kann. Neben der Frei¬

willigkeit ist noch erforderlich, daß der

Aufenthalt gewöhnlich im Ausland ist.

Dies ist immer dann der Fall, wenn der Be¬

rechtigte sich im Ausland ständig an einem

Ort niederläßt und so dort seinen Wohnsitz im

Sinne des § 7 BGB. begründet. Aber auch

schon ein regelmäßiges längeres Verweilen im

Ausland kann zur Annahme des Wohnens im

Ausland genügen (E. d« SächsLVA. vom

29. März 1919, ArbVers. Bd. 31 S. 94). Bei

einem Ausländer jedoch, der in Deutschland

arbeitet, sechs Tage der Woche an seinem Auf¬

enthaltsort verweilt und nur über das Wochen¬

ende zu seiner Familie ins Ausland fährt» ist

ein gewöhnliches Aufhalten im Ausland nicht

gegeben (E. des RVA. vom 25. April IW,
AN. 29 S. 272).

Ein Ruhen der Rente tritt gem. § 1314 Abs. I

Nr. 2 RVO. bei einem Ausländer ebenfalls ein,

wenn er wegen der Verurteilung in einem

Stratverfahren aus dem Reichsgebiet ausge

wiesen ist. Ferner ruht die Rente, wenn de

Ausländer anläßlich der Verurteilung in einem

Strafverfahren aus dem Gebiet eines deutschen

Landes ausgewiesen worden ist, urul ei sieh

nicht in einem anderen deutschen Land aut¬

hält ($ 1314 Abs. 2 RVO.).

Das Rentenbezugsrecht lebt in allen bisher ge¬

schilderten Fällen wieder auf, sobald die Ruhens-

voraussetzungen in Wegfall gekommen sind.

Mit Zustimmung des Reichsi kann die

Reichsregierung gemäß § 1314s RVO. das

Ruhen i InvRente für ausländische Grenz-
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gebiet r für auswärtige Staaten aus¬

schließen, wenn deren Gesetzgebung Deutschen

und ihren Hinterbliebenen eine entsprechende
Fürsorge gewährleistet. Von dieser Vorschrift

ist wiederholt Gebrauch gemacht worden. Be¬

sonders sei hingewiesen auf die VO. betr. die

(iewährung von Leistungen aus der Sozialver¬

sicherung gegenüber den Niederlanden

vom 15. November 1927 (RGBl. I S. 32V).
Weiter seien erwähnt die VO. vom 24. August
1925 (RGBl. I S. 330). die für bestimmte Grenz¬

gebiete der Schweiz die Ruhensvorschritt

des § 1314 Nr. 1 RVO. ab 1. Juli 1925 aus¬

schließt, sowie dio VO. betr. Grenzgebiete
der Republik ()e st erreich und der

Tschechoslowakischen Republik vom

7. Februar 1925 (RGBl. I S. 11). Die hier auf¬

geführten drei VO.en stellen nicht die einzigen
dar, sondern nur die wichtigsten. Es sei in

diesem Zusammenhang noch auf § 157 RVO.

und die da/u ergangenen Gesetze usw. ver¬

wiesen.

Soweit das Ruhen einer Rente, die ins Ausland

zu zahlen ist, nicht in Betracht kommt, wird

diese trotzdem nicht in der Höhe wie für die

im Inland weilenden Berechtigten gezahlt. Es

wird vielmehr nur der Anteil des VTr., also

Grundbetrag und Steigerungsbetrag, zur Aus¬

zahlung gebracht, während der Reichszuschuß

nach $ 1316 Satz 1 RVO. außer Ansatz bleibt.

Von der Vorschrift des $ 1316 Satz 1 RVO.

kann der RAM. mit Zustimmung des Reichs¬

rates Ausnahmen zulassen (§ 131b Satz 2 RVO.).
Eine entsprechende VO. ist am 22. Oktober

1928 vom RAM. erlassen worden. $ 1 diesei

VO. 1 gt, daß, soweit InvRenten nach aus¬

ländischen Grenzgebieten gem. § 1514a RVO.

gezahlt werden, außer dem Anteil des VTr.

auch der Reichszuschuß gewährt wird.

§ 1317 RVO. sieht vor, dafi berechtigten Aus¬

ländern, (he sich gewöhnlich im Ausland auf¬

halten, an Stelle der lautenden Rente eine

Kapitalabfindung gezahlt werden kann. Eine

solche Abfindung ist selbstverständlich nur

dann möglich, wenn nicht die Ruhensvorschrift

des S 1314 RVO. Platz greift. In welcher Hol,

die Kapitalablindung zu zahlen ist, wird durch

den RAM. näher bestimmt. Eine hierzu er¬

gangene VO. des RAM. vom 6. März 1924

(RMB1. 24 S. 102) besagt, daß der Berechnung

der Abfindungssumme das Lebensjahr zugrunde
zu legen ist, das der Berechtigte in dem auf

den Tag der Abfindung folgenden Jahre voll¬

endet. Der Anspruch auf die Bezüge, an deren

Stelle die Abfindung tritt, erlischt mit dem

ersten Tage des Monats, der auf die Aus¬

zahlung der Abfindungssumme folgt. Als Ab¬

findungssumme für Invaliden-, Witwen- und

Waisenrenten wird unter Berücksichtigung des

Lebensalters ein in der VO. genau festgelegt«
Vielfaches der Jahresrente ohne den Reichs¬

zuschuß gezahlt.
Sind die Voraussetzungen für das Ruhen einer

Rente nach g§ 1312 bis 1314 RVO. gegeben
oder soll eine Kapitalabfindung gewährt wer¬

den, so ist dem Berechtigten ein förmlicher Be

scheid durch den Vorstand der LVA. zu er¬

teilen. Im Falle des § 1312 Abs. 2 RVO. ist der

Bescheid den Angehörigen des Berechtigten zu

erteilen. Das Ruhen der Rente tritt mit Ablauf

des auf die Zustellung des Bescheides folgenden
Monats in Kraft ($ 1308 RVO.). Dies gilt

jedoch nur dann, wenn eine rechtzeitige Zu¬

stellung des Bescheides möglich war. Ist dies

nicht der Fall, vielleicht deshalb, weil die in

Frage kommende LVA. die Tatsachen, die das

Ruhen begründen, nicht rechtzeitig erfuhr, so

tritt das Ruhen nicht erst mit der Zustellung
des Bescheides, sondern ohne weiteres mit dem

Vorliegen der das Ruhen begründenden Tat«

ichen ein; deshalb kann im Bescheid das Ruhen

auch für die Vergangenheit ausgesprochen
werden (E. des RVA. vom 8. Juli 1921, AN. 21

S. 346). Gegen die Bescheide der Träger der

InvVers. über Ruhen der Rente und Kapital¬
abfindung ist das Rechtsmittel der Berufung
an das OVA. (Spruchkammer) zulässig (§ 1675

RVO.). Für die Berufung ist das OVA. zu¬

ständig, in dessen Bezirk das VA. liegt,

das zur etwaigen Mitwirkung bei der Vor¬

bereitung der Sache berufen war ($ 1678

Abs. 1 RVO.). Soweit es sich um Kapital¬
abfindung nach $ 1317 RVO. handelt, be¬

wirkt die Berufung Aufschub ($ 1682 RVO.).

Ein Bescheid, der eine Kapitalabfindung fest¬

stellt, kann nach $ 1689 RVO. im Spruchver¬
fahren nur bestätigt oder aufgehoben werden.

Gegen die Urteile des OVA. ist ein Rechts¬

mittel nicht gegeben; nach $ 1606 RVO. ist

«lie Revision beim RVA. ausgeschlossen«

Aenderung des § 385 Abs« 1 RVO. und

Erhebung der Beiträge zur AlVers. und

der Abgobe zur Arbeitslosenhilfe.

Er!« des Pias, der RfAuA. vom 23. November

um - I B 3101 2W
Durch die Dritte VO. zur Neuordnung dei
KV. ve>m 15« November 1933 (RGBl. I S. 978)
hat der $ 385 Abs. 1 RVO. mit Wirkung vom

1. Dezember 1933 folgende Fassung erhalten:

„Die Beiträge sind so zu bemessen, daß s;

die anderen Einnahmen eingerechnet, für die

zulässigen Ausgaben der K ausreichen. Sie

sind in Hundertsteln des Grundlohns festZU-

tzen; für die Erhebung ist die Woche zu /

der Monat zu 30 und das Jahr zu 360 Tagen
anzusetzen/4
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Diese Bestimmung haben die Einzugsstellen
auch bei der Erhebung der als Zuschläge zu

den Kk.beiträgen zu entrichtenden Beiträge
zur AlVers. ($ 145 Abs. 1 AVAVG.) und der

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe (§ 6 der VO.

vom 14. Juni 1932) anzuwenden.

Für die Versicherten, die wegen der Höhe

ihres Arbeitsverdienstes nicht kv.pflichtig,
aber angv.pflichtig sind, und für die nach § 86

AVAVG. freiwillig Versicherten sind jedoch
die Beiträge zur AlVers. wie bisher in Bruch¬

teilen eines Betrages von 10 RM. für den K.

lendertag festzusetzen (§ 150 Abs. 2 Ziffer 2
AVAVG. in der Fassung der VO. vom 6. Ok¬

tober 1931). Ebenso haben diese Pflichtigen
die Abgabe zur Arbeitslosenhilfe wie bisher

nach den in der VO. vom 18. Juni 1932 Art. 1

Ziffer 2 angegebenen Sätzen zu entrichten.

Krankenversicherung
der im Freiwilligen Arbeitsdienst

Beschäftigten und § 214 RVO.

Entschl. des Bayr. Staatsmin. für Wirtschaft

vom 20. September 1933, Nr. 3250 d 270

(OK. 1933 Sp. 1024).
„Das RVA., das vom RAM. um Aeußerung er*

sucht wurde, hat zu der in Ihrem Schreiben be¬

handelten Frage wie folgt Stellung genommen:
Vorbehaltlich einer E. im Rechtszuge tritt das

RVA. der in dem Schreiben des Bayr.
Staatsmin. für Wirtschaft vom 7. Juli 1933

enthaltenen Auffassung bei, wonach in die im

§ 214 RVO. vorausgesetzte Versicherungszeit
Zeiten einer Beschäftigung im FAD. einzu¬

rechnen sind (zu vgl. auch die Auskunft in

der „Deutschen Ortskrankenkasse44 1933

Sp. 750ff). Das RAM. hat sich dieser Auf¬

fassung angeschlossen.44
Anmerkung der Schriftleitung: Mit dieser

Stellungnahme des RVA. hat die auch in

unserer Zeitschrift vertretene Meinung (VZ.
1932 S. 270, 1933 S. 208) ihre Bestätigung ge¬

funden, daß aus dem FAD. Ausscheidende
bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen
Ansprüche nach § 214 RVO. haben. Daraus,
daß das RAM. sich der Ansicht des RVA.

angeschlossen hat, geht hervor, daß der vor¬

herige andere Standpunkt in der Mitteilung
des RAM. vom 3. Mai 1933, dem wir in

VZ. 1933 S. 208 widersprochen haben, auf¬

gegeben worden ist. Nach dem Wortlaut der

Aeußerung des RVA. werden Zeiten einer Be¬

schäftigung im FAD. in die im $ 214 RV< >.

vorausgesetzte Mitgliedszeit „eingerechnet
Diese Fassung könnte wieder zu Fehlschlüssen
führen. Auch freiwillige Mitgliedszeiten nnch

§§ 176. 313 ff. RVO. werden in die im § 214

RVO. geforderte Mitgliedsdauer eingerechnet
Ansprüche aus § 214 RVO. haben aber aus

freiwilliger Mitgliedschaft Ausscheidende nicht.
sondern nur aus einer Pflichtmitgliedschatt
Ausscheidende. Aehnlich könnte gefolgert wer¬

den, daß wohl Zeiten einer Beschäftigung im
FAD. in die voraussetzungsmäßige Mitglieds-
dauer des $ 214 RVO. einzurechnen sind, dal
aber aus dem FAD. Ausscheidende keine An¬

sprüche aus § 214 RV<>. haben, indem
solche erst geltend machen können, wenn ein

Ausscheiden aus einer der Beschäftigung im
FAD. sich anschließenden anderweiten v.pflich¬

tigen Beschäftigung erfolgt. Folgerungen
dieser Art schließt aber der Hinweis in der

Aeußerung des RVA. auf die Auskunft in

OK. 1933 Sp. 750 aus. Auch in dieser Aus¬
kunft ist zum Ausdruck gebracht, daß aus

§ 19 der Ausführungsvorschriften zum FAD.

nichts ersichtlich ist, was die Anwendung des

§ 214 RVO. auf aus dem FAD. Ausscheiden«
ausschließen könnte

Verwendung von Mitteln der Kranken¬

kassen als Spende zur Förderung der

nationalen Arbeit und für das nationale

Winterhilfswerk 1933 34.

Schreiben des RAM. vom 24. November 1933
- IIa Nr. 12476/33 -.

Nach dem Erlasse des Arbeitsspendengesetzes
vom 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 323 324) habe ich

zunächst den Standpunkt vertreten, daß eine

Verwendung von Mitteln der Kk.en als Spende
für die nationale Arbeit nach der Vorschrift

des § 363 RVO. unzulässig sei. Das trifft an

sich auch heute noch zu. Erst die ausdrück¬

liche Bestimmung in § 64 der DurchfVO. zum

Arbeitsspendengesetz vom 24. Juli 1933

(RGBl. I S. 549 564) hat den Trägern der SV.

ermöglicht, sich an den Spenden zur Förde¬

rung der nationalen Arbeit zu beteiligen.
Anders liegt es bei dem Winterhilfswerk

1933/34; hier habe ich keine grundsätzlichen
Bedenken, wenn die Träger der SV. Mittel bei¬

steuern. Da aber die Versicherten und ihre

Arbg., aus deren Beiträgen die Mittel der VTr.

stammen, im allgemeinen selbst laufend für

die Winterhilfe spenden, halte ich es für ge¬

boten, daß die Vir. bei der Bemessung ihrer

Spenden dieser Tatsache Rechnung tragen, die

Spenden also in beschränktem Umfange hal¬

ten. Die Gewährung von Spenden durch VTr.

darf ferner unter keinen Umständen die

Leistungsfähigkeit gegenüber den Hauptaufga¬
ben mindern. Durch die Spendengewährung
dürfen weder die gesetzlichen oder satzungs¬

mäßigen V.leistungen beeinträchtigt noch darf

eine Beitragssenkung- in der KV. verhindert

oder gar eine Beitragserhöhung veranlaßt wer¬

den. Die V.behörden sind gehalten, auf diese

Grundsätze zu achten und alle über diesen

Rahmen hinausgehenden Spenden zu untei-

gen.

Kein Ruhen der Rente

von Konzentrationslagerinsassen.
Bescheid des RVA. vom 20. September 1933

I 1111S 33 (Betr.Kk. 1933 Sp. 544).

Vorbehaltlich einer E. im Rechtszuge neigt da

RVA. der Autfassung* zu, daß in den Fällen,

in denen der Unfallvei letzte in einem Konzen¬

trationslager untergebracht ist. ein Ruhen der

Rente nach g 015 Abs. 1 Nr. 1 RVO. nicht

eintritt, weil die Verfügung der Schutzhaft

weej. dt Verhäng ung einer Freiheitssti

noch de Unterbringun. in aem Arbeit

hau- ieichzuachten ^t (vgl. ArbWrs.

50. Jahrg. Nr. 23 S. inj tt).

Anmerkung eler Schriftleitung: Das gleiche hat

Mitsprechend zu gelten hinsichtlich der KH.

ich I 216 Abs. 1 Nr. 1 RV< I hinsichtlich der

Unfallren?. ich 8 11 le> Abs. 1 RVO. und hin-
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ichtlich der lnv.~Rente nach § 1312 Abs. 1

RVO. Allerdings kommt das nur in Betracht
bei Einweisung in Konzentrationslager aus

Gründen der Schutzhaft, nicht aber, wenn es

ch um Unterbringung in etwa zu errichtende

Konzentrationslager auf Grund des Gesetzes

gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher

(RGBl. I S. 995 ff.) handelt. Im letzteren Falle

sind die §$ 216 Abs. 1 Nr. 1, 615 Abs. 1 Nr. 1,
1116 Abs. 1 und 1312 Abs. 1 RVO. in der vom

1. Januar 1934 geltenden Neufassung anzu¬

wenden.

Verhütung erbkranken Nachwuchses.

Zu dem in unserer Zeitschrift 1933 S. 251 be¬

sprochenen Gesetz zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses ist am 5. Dezember 1933 eine

AusführungsVO. ergangen. (RGBl. 1933 I
1021 ff.)

Vorbuchung der Kosten des ärztlichen

Eingrifffes zur Verhütung erbkranken

Nachwuchses«

Bescheid des Stat. Reichsamts vom 11. Ok¬
tober 1933 - 3602 4. 10. 33 —.

Di* Kosten der auf Grund des Ges. zur Ver¬

hütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli
1933 (RGBl. I S. 529) vorgenommenen ärzt¬

lichen hingriffe bei den der V. angehörenden
Personen sind unter Kapitel 10 „Krankheits-

i hütung und Gesundheitsfürsorge' Titel 4 zu

v erbuchen.

Steuerfreiheit und Beitragspflicht
von Weihnachtsgratifikationen
Durch Runderlaß vom 30. November 1933 hat

der Reichsminister der Finanzen bestimmt, daß

einmalige Zuwendungen, die ein Arbg.
inen Arbn. über den vertraglich vereinbarten

Arbeitslohn hinaus gewährt, frei von Lohn¬

steuer, Ehestandsbeihilfe, Schenkungssteuer
und Abgabe zur Arbeitslosenhilfe
bleiben. Voraussetzung für diese Befreiung ist,
lab die Zuwendungen in Form von Bedarfs¬

deckungsscheinen bis spätestens 31. De¬
zember 1933 erfolgen.
Dieser Erlaß wird in Kreisen der Arbg. und
der Versicherten vielfach die Meinung auf¬
kommen lassen, daß auch Beiträge zur KV.
und AlVers. von solchen Weihnachtsgratifika¬
tionen nicht zu entrichten sind. Deshalb sei
kurz auf die Rechtslage verwiesen. Nach herr-
hender Rechtsmeinung gehören Weihnacht

geschenke zum Entgelt im Sinne des § 160

RVO., nicht nur, wenn sie lest versprochen
ler vertraglich zugebilligt sind, sondern auch

wenn sie üblicherweise so regelmäßig
währt werden, daß rler Versicherte mit

einiger Sicherheit darauf rechnen kann (vgl.
Hahn-Kühne Anm. 2 zu § 160 RVQ.). I)

gut u. E. sol: u, wenn der Arbg. aus formalen
runden darauf hinweist, daß Anspruch auf
»lche Zuwendungen nicht bestehe und keinerlei

Rechte aus der früheren und jetzigen Gewäh-

ning herzuleiten n. Maßgebend ist allein
di- Regelmäßigkeit. Soweit Weihnachts¬

gratifikationen hiernach als Entgelt anzusehen
sind, beeinflussen sie den Grundlohn; im Zu-

»mmenhang* mit dem Grundlohn unterliegen

sie daher auch der Beitragspflicht zur KV. und

AIVer Davon tritt durch den Erlaß keine

Befreiung ein. Einmal, weil der Erlaß das Ge¬
biet der SV. nicht berührt, zum andern, weil
auch eine Grundlage für eine sinngemäße An¬

wendung nicht gegeben ist. Das bedeutet keine
Härte. Beiträge zur KV. und AlVers. sind ja
keine einseitige Abgabe wie die Steuern.
Nach dem Grundlohn, der für die Berechnung
der Beiträge maßgebend ist, richtet sich viel¬
mehr in der KV. und AlVers. auch die Höhe
der Leistungen. Wenn ein Weihnachtsge¬
schenk den Grundlohn und damit im Versiche¬

rungsfalle die Leistungen erhöht, ist es recht
und billig, im entsprechenden Umfange Beiträge
zu leisten. Umgekehrt könnten sich schwer¬

wiegende Härten ergeben, wenn Weihnachts¬

geschenke von den Beiträgen zur KV. tind

AlVers. freigestellt würden, somit den Grund¬
lohn verringerten und im Unterstützungsfalle
erhebliche Einbußen an Barleistungen die Folge
wären. Anders ist es mit der Abgabe
zur Arbeitslosenhilfe, die für be¬
stimmte Personenkreise von den Kk.en erhoben
wird. Die Abgabe hat den Charakter einei

Steuer und ist damit eine einseitige Verpflich¬
tung. Sie wird von dem Erlaß ausdrücklich

erfaßt, auch wenn eine Kk. Einzugstelle ist.

Deshalb ist der Grundlohn für Berechnung der

Abgabe entsprechend um den Betrag des

Weihnachtsgeschenkes zu ermäßigen. Das
kommt aber nur soweit in Betracht, als das

Weihnachtsgeschenk in Form von Bedarfs¬

deckungsscheinen gewährt wird. Geschieht das

nicht in vollem Umfange, sondern z. B. nur zur

Hälfte, ist nur der halbe Betrag in Umrechnung
auf den Grundlohn abgabefrei. Lk.

Änderung von Vorschriften der SV. durch

das Gesetz gegen gefährliche Gewohn¬
heitsverbrecher.

Im Zusammenhang mit dem Gesetz gegen ge¬

fährliche Gewohnheitsverbrecher und über

Maßregeln der Sicherung und Besserung vom

24. November 1933 (RGBl. I S. 995) sind durch

das Ausführungsgesetz dazu vom gleichen Tage
— Artikel 8, 9, 10 - (RGBl. I S. 100, 1006 ff.)

verschiedene Vorschriften der RVO., des AVG.

und des RKG. geändert oder ergänzt worden.

Es handelt sich dabei um solche Vorschriften,
die dieV.ansprüche bei strafweiser oder sonsti¬

ger Unterbringung in bestimmten Anstalten

berühren.

Folgender § 119a wurde neu eingefügt: „(1) Ist

ein Berechtigter oder ein Kind, für das Kinder¬

zulage oder Kinderzuschuß zu gewähren ist, in

Fürsorgeerziehung oder auf strafgerichtliche

Anordnung in einer Heil- oder Pflegeanstalt,
in einer Trinkeranstalt oder einer Entziehungs¬
anstalt orler in einem Arbeitshaus oder einen.

Asyl untergebracht, so geht der Anspruch aui

Rente oder auf Kinderzulage oder Kinder¬

zuschuß, soweit solche Leistungen für die

Zeit der Unterbringung zustehen, bis zur Höhe

der Kosten der Unterbringung auf die Stelle

über, der diese Kosten zur Last fallen. (2) Er¬

folgt die Unterbringung am ersten Tage eint

Moi so tritt der Rechtsübergang mit diesem

Tage ein, andernfalls mit dem ersten Tage d<

darauffolgenden Monats. Der Rechtsübergan
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umfaßt die Leistungen für die Zeit bis zum

Ablauf des Monats, der dem Tage der Ent¬

lassung vorausgeht. (3) Hat der untergebrachte
Berechtigte im Inland Angehörige, die bei

seinem Tod Anspruch auf Rente haben würden,
so ist ihnen die Rente bis zur Höhe dieses

Anspruchs zu überweisen; insoweit findet ein

Rechtsübergang nicht statt/4 Diese Vorschrift
ist in ihrer Art neu. Nicht die Ruhensvor¬
schriften wurden mit Ausdehnung der Mög¬
lichkeiten der Unterbringung von Personen in

bestimmten Instituten erweitert, sondern die

VTr. haben weiter zu leisten, und zwar in

eister Linie zugunsten der Stelle, der die

Kosten der Unterbringung zur Last fallen.

Uebersteigen die Bezüge (Rente, Kinderzulage,
Kinderzuschuß) die Kosten der Unterbringung,
so steht der übersteigende Betrag dem Be¬

zugsberechtigten zu. Das ist daraus zu fol¬

gern, daß für solche Beträge eine anderweite

Bestimmung nicht getroffen ist. Beachtlich ist

die Rentengewährung an Angehörige von

untergebrachten Berechtigten in § 119a Abs. 3

RVO. Sie entspricht der schon bestehenden

Vorschrift des § 615 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 RVO.

beim Ruhen von Unfallrenten. Angenommen
werden muß nach der Fassung des § 119a

Abs. 1 RVO., daß in Fällen, in denen die

Unterbringungskosten die Höhe der Rente

nicht erreichen, dem Berechtigten die Differenz

zwischen Unterbringungskosten und Rente zu¬

steht, während die Angehörigen daneben eine

Rente zu erhalten haben, wie sie ihnen beim

Tode des Berechtigten zustehen würde. Ein

Rechtsübergang der Rente auf die die Unter¬

bringungskosten tragende Stelle fände dann

nur insoweit statt, als zwischen der Höhe der

Unterbringungskosten und der den Angehöri¬
gen zustehenden Rente eine Differenz ver¬

bleibt. Hervorzuheben ist, daß § 119a RVO.

sich nur auf bestimmte Leistungen der UnfV.

und InvV. (Rente, Kinderzulage, Kinderzu¬

schuß), nicht aber auf Leistungen aus der KV.

bezieht. Die Voraussetzungen für die An¬

wendung des § 119a RVO. bedürfen einer

kurzen Betrachtung. Die Unterbringung in

Fürsorgeerziehung ist eine bekannte Maß¬

nahme. Neu sind dagegen die sich aus den

Aenderungen des Strafgesetzbuches auf Grund

des G. vom 24. November 1933 ergebenden
Begriffe der Unterbringung in eine Heil- und

Pflegeanstalt, in eine Trinkerheilanstalt oder

Entziehungsanstalt oder in ein Arbeitshaus

i>der ein Asyl auf strafgerichtliche
Anordnung. Nach $ 42b StGB, ordnet das

Gericht die Unterbringung in eine Heil- und

Pflegeanstalt, gegebenenfalls neben der Strafe,
an, wenn die öffentliche Sicherheit es bei

jemandem erfordert, der eine strafbare Hand¬

lung im Zustand der verminderten Zurech¬

nungsfähigkeit oder der Zurechnungs u n fähig¬
keit (S§ 51, 58 StGB.) begangen hat. Werden

Gewohnheitstrinker wegen im Rausch oder in

Volltrunkenheit begangener Straftaten verur¬

teilt, so kann das Gericht nach § 42c StGB,

erforderlichenfalls zur Gewöhnung an ein ge-

i tzmäßiges und geordnetes Leben die Untei-

bringung in eine Trinkerheil- oder Ent¬

ziehungsanstalt verfügen. Die Unterbringung
in ein Arbeitshaus ordnet das Gericht nach

§ 42d StGB, an, wenn es erforderlich ist,

jemanden zur Arbeit anzuhalten und an ein

gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu ge¬

wöhnen, der nach $ 361 Nr. 3 bis 8 StGB,

unter bestimmten Voraussetzungen zu einer

Haftstrafe (wegen Landstreicherei, Bettelei,
Unzucht, Arbeitsscheu usw.) verurteilt worden

ist. Arbeitsunfähige solcher Art können statt

in einem Arbeitshaus in einem Asyl unter¬

gebracht werden.

Im § 120 Abs. 2 Satz 3 RVO. werden hinter

dem Wort „Trinkerheilanstalt" die Worte

„oder Entziehungsanstalt" eingefügt. Die Vor¬

schrift des § 120 Abs. 2 RVO. über die Ge¬

währung von Sachleistungen an Trunksüchtige
in Form der Aufnahme in eine Trinkerheil¬

anstalt und jetzt auch Entziehungsanstalt
durch die Gemeinde bleibt im übrigen unbe¬

rührt. § 119a RVO. gilt nur bei Unterbrin¬

gung auf strafrechtliche Anordnung.
Nach § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO. ruhte dei

Anspruch auf KH., solange der Berechtigte
eine Freiheitsstrafe verbüßt oder sich in

Untersuchungshaft befindet oder in einem Ar¬

beitshaus oder einer Besserungsanstalt unter¬

gebracht ist. Jetzt werden die Worte „in
einem Arbeitshaus oder einer Besserungs¬
anstalt" durch die Worte „in einem Arbeits¬

haus oder einem Asyl, in Sicherungsvei -

Währung oder in einer Fürsorgeerziehungs¬
anstalt" ersetzt. Der Begriff „Besserungsanstalt"
fällt weg. Neben den schon besprochenen
neuen Begriffen kommt hier noch die „Siche¬
rungsverwahrung" hinzu. In Sicherungsver¬
wahrung werden auf Anordnung des Gerichts

nach § 42e StGB., wenn die öffentliche Sicher¬

heit es erfordert, solche Personen genommen,
die nach dem neuen § 20a StGB, als gefähr¬
liche Gewohnheitsverbrecher verurteilt wer¬

den. Durch die Ausdehnung auf den Auf¬

enthalt in einem Asyl, in Sicherungsver¬
wahrung und in einer Fürsorgeerziehungsanstalt
ist die Ruhensvorschrift des § 216 Abs. 1 Nr. 1

RVO. erheblich erweitert worden.

§ 615 Abs.. 1 Nr. 1 Satz 1 RVO. lautete bisher

dahin, daß die (Unfall-) Rente ruht, „solang«
der Berechtigte eine Freiheitsstrafe von mehr

als einem Monat verbüßt oder in einem Ar¬

beitshaus oder einer Besserungsanstalt unter¬

gebracht ist". Jetzt hat die Vorschrift folgende
Passung erhalten: „solange der Berechtigte
eine Freiheitsstrafe von mehr als einem

Monat verbüßt oder in Sicherungsverwahrung
untergebracht ist Der Aufenthalt im Ar¬

beitshaus unterliegt danach nicht mehr

der Ruhensvorschrift des § 615 RVO. Dafii

kommt nunmehr § 119a RVO. in Betracht.

Ausgedehnt dagegen ist das Ruhen der Un-

dlrente auf die Tatsache der Sicherungsvei
Währung. Entsprechend dem § 615 Abs. 1

Nr. 1 Satz 1 RVO. ist auch die das Ruhei

der Rente in der S« i I InfV. behandelnde Vor¬

schrift des § 1110 Abs. 1 RVO. geändert
Ferner hat g 1312 Abs. 1 RVO. in bezug aut

das Ruhen von InvRenten die gleiche Aend»

rung wie $ 615 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 RVO. er-

:\. Dl zu letzterer Vorschrift Ausge¬
führte gilt auch für $ 1312 Abs. 1 RVO.

In der AngV. werden im § 51 Abs. 2 Sat/

AV< hinter dorn Wort „Trinkerheilanstalt
*
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ie Wort* »der Entziehungsanstalt" einge¬

igt. § 51 AVG. entspricht dem $ 120 RVO.

Der das Ruhen der AngV.rente regelnde § 72

Abs. 1 AVG. ist in gleicher Weise geändert
worden wie $ 615 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 RVO.

Als neue Vorschrift wurde § 91a AVG. ein¬

gefügt, der rlem § 119a RVO. entspricht. Im

Reiclisk n a p p s c h a f tsgesetz erfuhr

§ 91 Abs. 1 RKG. ebenfalls die gleiche Aende¬

rung wie § 615 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 RVO. Als

S 224a RKG. wurde eine dem $ 119a RVO.

^sprechende Vorschrift eingefügt. Da das

zu den Aenderungen der RVO. Gesagte in

gleichem Maße uch für die Aenderungen

des AVG. und des RKG. gilt, bedarf es hierzu

keiner besonderen Erörterung.

Sämtliche dieser Aenderungen und Neue¬

rungen treten mit dem 1. Januar 1934 in

Kraft. E. R.

Festsetzung des Voranschlags der Träger
dor SV. für 1934.

Unter dem 21. November 1933 (RGBl. I S. 986)
hat der RAM. auf Grund der 3. NotVO. vom

6. Oktober 1931 Dritter Teil Kap, III § 2 Abs. 2

Satz 1 verordnet, daß der Voranschlag für 1934

bei den Trügern der reichspresetzlichen KV. vom

V o r s t a n d, bei den Genossenschaften der

UV. vom Genossenschafts- (Sektions-) Vor-

s t a n d, bei den Versicherungsanstalten der

InvV. vom Gesamtvorstand, bei der

Seekasse vom Vorstand, bei der RfA. vom

Direktorium festzusetzen ist. In Kraft ge¬

treten ist diese VO. mit dem 26. Nov. 1933

Nach dem Wortlaut der RVO. und des AVG.

obliegt die Festsetzung des Voranschlages in

der KV. gemäß $ 345 Abs. 2 Nr. 1 RVO. dem

Ausschuß, in der UV. gemäß §§ 677 Nr. 11 und

072 Nr. 11 RVO. der Bestimmung durch die

Satzung, in eler InvV. gemäß § 1353 Nr. 2

RVO. dem Ausschuß, in der AngV. gemäß

$ 104 Nr. 2 AVG. elem Verwaltungsrat. Die

Abweichungen, die die VO. gegenüber diesen

Vorschriften bringt, gelten nur in bezug auf

n Voranschlag für 1934.

Änderung der Zulassungsvorschritten für

Srzte, Zahnärzte und Zahntechniker.

Ausnahmen tür nicht arische Aerzte,

Zahnärzte und Zahntechniker von der Unzu¬

lässigkeit der Eintragung in das Arztregister
oder Zahnarztregister, von der Nichtzulassung

zur Kassenpraxis, von der Beendigung einer

bestehenden Zulassung für Aerzte und der Be¬

endigung einer Kassentatigkelt für Zahnärzte

und Zahntechniker (VO.en vom 22. April 1933

— RGBL I S. 222
,
vom 2. Juni 1933 — RGBl. I

S. 350
,
vom 27. Juli 1933 —RGBl.IS.541 )

bestanden u. a. nur, wenn ihre Väter oder Söhne

im Weltkrieg gefallen sind. Durch die VO«. über

die Zulassung von Aerzten, Zahnärzten und

hntechnikern zur Tätigkeit bei don Kk.en

vom 20. November 1933 (RGBl. I S. 983) werden

dii se Ausnahmen auch auf alle Fälle ausge-

hnt, in denen die* Ehemänner im Welt¬

krieg Ilen sind. Damit ist nichtarischen

Aei /tin nen, Zahnarztinnen und Zahntechnike¬

rinnen, auf die diese Voraussetzung zutrifft, das

Recht zugebilligt worden, im sonst üblichen

Rahmen in das Arzt- oder Zahnarztregister ein¬

getragen und zur Kassenpraxis zugelassen zu

werden; ist die Zulassung solcher Aerztinnen

oder die Kassentätigkeit solcher Zahnärztinnen

oder Zahntechnikerinnen nur wegen ihrer

nichtarischen Abstammung für beendet erklärt

worden, so gilt sie nicht als beendet.

In der VO. vom 20. November 1933 ist weiter

vorgesehen, daß die Vorschriften über die Be¬

endigung der Zulassung von Aerzten und der

Beendigung der Kassentätigkeit von Zahnärzten

und Zahntechnikern (Art. II Nr. 6 der VO. vom

22. April 1933; VO. vom 2. Juni 1933) mit dem

Ablauf des 31. Dezember 1933 außer Kraft

treten. Nur in den Fällen, in denen auf Grund

dieser Vorschriften eine E. der Kassenärztlichen

Vereinigung Deutschlands noch bis zum 31. De¬

zember 1933 mitgeteilt ist, bleiben die Vor¬

schriften zur Durchführung der anhängigen
Verfahren in Kraft.

Außerdem schreibt die VO. vor, daß vor¬

behaltlich einer endgültigen Regelung
bis auf weiteres in Städten mit mehr als 100 OOO

Einwohnern Aerzte nichtarischer Abstammung
sowie Aerzte, deren Ehegatte nichtarischer Ab¬

stammung ist, zur Tätigkeit bei den reichs¬

gesetzlichen Kk.en nicht zugelassen
werden. Diese vorläufige Regelung berührt die

Ausnahmen, unter denen nichtarische Aerzte

und Aerztinnen zur Kassenpraxis zugelassen
werden können, im Grundsatz nicht. Für die

Zulassung ist vorerst aber in den bezeichneten

Städten eine Sperre eingeführt.

In Kraft getreten ist rlie VO. am 22. November

1933.

Der Voranschlag
in der Krankenversicherung.

Eine einschneidende Neuerung bringt die „VO.
über die Festsetzung des Voranschlages der

Träger der SV. für 1934 vom 21. November

1933" (RGBl. I 986/1933). Wie bereits die Ueber¬

schrift besagt, befaßt sich die VO. mit den

Voranschlägen (Haushaltsplänen) der VTr. Man

kann aus dem Titel weiter erkennen, daß es sich

hier nur um eine vorübergehende oder besser

gesagt um eine einmal anzuwendende Vor¬

se hrift handelt, die nur für die Voranschläge
für das Jahr 1934 Anwendung findet. Diese Be¬

ll istung ist wohl deshalb vorgesehen, weil im

nächsten Jahre mit einer eingehenden Reform

der SV. zu rechnen sein wird.

Die erwähnte VO. bestimmt, daß bei den Trägern
der reichsgesetzlichen KV. der Voranschlag vom

Vorstand festgesetzt wird. Nach der RVO.

(§ 345) ist die Festsetzung des Voranschlages
n\ Kassenausschuß vorenthalten. Außer dies«

Befugnisverschiebung enthält die neue VO.

keine weiteren Vorschriften über die Art und

Weise der Aufstellung des Haushaltsplanes.
Man muß deshalb annehmen, daß die bisher

geltenden Vorschriften, Bestimmungen, E.en

usw., die über die Festsetzung des Voranschlages

bestehen, auch heute noch vollinhaltlich Gel¬

tung haben.

Die neue VO. gibt Veranlassung, sich mit dem

Voranschlag einmal etwas näher zu befassen.

In don vorhergehenden Jahren fand der Vor¬

anschlag in der Praxis lange nicht die Bedeu-
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die Zahnbehandlungsfälle trotz der Ergänzung
des Abkommens vom 15. Juli 1933 immer noch

Anlaß zu Streitigkeiten. Das Abkommen be¬

sagt wohl, daß in Fällen der Zahnbehandlung
der tatsächliche Aufwand zu erstatten ist, aber

es läßt die Frage offen, ob auch an Stelle

des tatsächlichen Aufwandes der gesetzliche
Pauschsatz von täglich 1 RM. für die Behand¬

lungsdauer eingesetzt werden kann.

Endlich soll, zwar nicht mehr zum Abkommen

gehörig, nicht unerwähnt bleiben, daß der

Ueberweisungsauftrag selbst so vieler Kassen

recht zu wünschen übrig läßt. Einmal wird die

Scheingebühr überhaupt nicht erwähnt, die

Höhe oder der Beginn des KG.es wird erst auf

Rückfrage mitgeteilt, die Dauer der Ueber¬

weisung wird trotz bestehender Entscheidung
oftmals äußerst kurz befristet und schließ¬

lich wird auch die Mitteilung, ob die Auftrags¬
kasse dem Reichsabkommen beigetreten ist,

gar nicht oder auch falsch gemacht. Zu¬

sammenfassend wäre deshalb im Abkommen

Klarheit darüber erwünscht:
1. ob und in welchem Umfange es auch für

alle Fälle der FKPfl. Geltung haben soll;
2. ob auch an Stelle der Berechnung des tat¬

sächlichen Aufwandes die Einsetzung des ge¬
setzlichen Pauschsatzes von täglich 1 RM. für

die Aufwendungen der KPfl. in Zahnbehand¬

lungsfällen zulässig ist.

3. Ferner wäre die Festsetzung eines Vom¬

hundertsatzes als Entschädigung für Verwal¬

tungsaufwand für solche Fürsorgeaufträge er¬

forderlich, die nur die Anweisung von KG. oder

Hausgeld vorsehen, bzw. sollen solche Für¬

sorgeaufträge zur Vermeidung von unnötigem
Verwaltungsaufwand für unzulässig erklärt

werden.

4. Weiterhin dürfte sich noch die Einarbeitung
einer Vorschrift empfehlen, wonach für Be¬

handlungszeiten bis zur Dauer von einer

Woche vor Eingang des Ueberweisungsauf-
trages der Pauschsatz von 25 Rpf. für die Auf¬

wendungen an KPfl. in Rechnung gestellt wer¬

den darf, sofern die Kk.en vor Eingang des

Ueberweisungsauftrages unterstützend eintreten

müssen.

Zum Schluß soll noch zur Beseitigung der

bereits erwähnten Mißstände auf die Ein¬

führung eines einheitlichen Ueberweisungsvor-
druckes empfehlend hingewiesen werden.

Max Hähne, Dresden.

Das Familiensterbegeld in der Kranken¬

versicherung.
Die Gewährung von Familiensterbegeld (FStG.)
ist in § 205 b RVO. vorgesehen. Es handelt

sich um eine Mehrleistung. Die satzungsmäßige
Einführung ist deshalb an die erschwerenden

Bedingungen der NotVO. vom 8. Dezember 1931,
Fünfter Teil Kap. I Abschn. 2 § 1 Abs. 2 (RGBl. I

5. 699/719) geknüpft. Wie Mehrleistungen über¬

haupt, kann der Anspruch auf FStG. nach

§ 208 RVO. von der Zurücklegung einer Warte¬

zeit von höchstens 6 Monaten abhängig ge¬

macht werden. Verlangt die Satzuni keine

Wartezeit, dann besteht Anspruch auf FStG.

vom ersten Mitgliedstage an. Das Erfordernis

der für den Anspruch auf FKPfl. als R I-

leistung ir § 205 Abs. 1 RVO. vorgeschriebenen

Mitgliedsdauer von mindestens 3 Monaten in¬

nerhalb der letzten 6 Monate gilt hierbei nicht.

Zubilligen kann die Satzung FStG. beim Tode

des Ehegatten oder eines Kindes und sonstiger
Angehöriger des Versicherten. Der Anspruch
kann auf den Tod von Ehegatten oder Kindern

beschränkt werden, so daß sonstige Angehörige
davon ausgeschlossen bleiben. Obwohl nicht

ausdrücklich auf § 205 Abs. 2 RVO. verwiesen

wird, so ist doch anzunehmen, daß der dort für

den Begriff des „Kindes-4 aufgeführte Katalog
auch für das FStG. gilt, umsomehr, da § 205 b

RVO. die Leistung für alle sonstigen Angehörigen
zuläßt (vgl. Lehmann, Aenderungen in der Kv.).
Zu den „sonstigen Angehörigen" rechnen alle

Verwandten und Verschwägerten im gesetz¬
lichen Sinne. Für den Anspruch auf FStG. beim

Tode sonstiger Angehöriger fordert das Gesetz,
daß sie mit dem Versicherten in häuslicher Ge¬

meinschaft lebten und überwiegend unterhalten

worden sind. Davon darf die Satzung nicht

abgehen. Beim Tode eines Ehegatten oder eines

Kindes werden diese Voraussetzungen nicht

verlangt. Jedoch kann die Satzung, da sie

Mehrleistungen überhaupt von allgemeinen, alle

Mitglieder gleichmäßig treffenden Bedingungen
oder Beschränkungen abhängig machen darf,
auch für Ehegatten oder Kinder das Erfordernis

häuslicher Gemeinschaft und überwiegenden
Unterhalts oder eines dieser Punkte einfügen.
Soll FStG. zugebilligt werden, so ist es aller¬

dings ausgeschlossen, den Anspruch nur auf

den Tod des Ehemannes oder nur der Ehefrau

oder nur von Kindern zu beschränken (E. des

RVA. Nr. 2749, AN. 1923 S. 180). Der Anspruch
beim Tode von Ehegatten oder Kindern muß

unbedingt zusammengefaßt bleiben.

Wie beim StG. nach § 201 RVO. bildet auch

beim FStG. der Tod des Angehörigen den VF.

Grundsätzlich kommt es auf die Todesursache

(Krankheit, Unfall, Selbstmord, Tötung) nicht

an. Auch bei Totgeburten ist FStG. zu

zahlen (E. des RVA. vom 16. August 1915, AN.

1915 S. 663), nicht dagegen bei Fehlgebur¬
ten. Jedoch kann die Satzung bei Totgeburten
und gewissen Todesarten (z. B. Selbstmord) den

Anspruch ausschließen.

Die Höhe des FStG. ist nach oben hin begrenzt.
Es darf für Ehegatten b i s auf zwei Drittel, für

sonstige Angehörige, eingeschlossen die Kinder,
b i s auf die Hälfte des MitgliederStG.es be¬

messen werden. Innerhalb dieses Rahmens ist

die Satzung in der Festsetzung des Teilbetrages
frei. Nur muß für jede der beiden Personen¬

gruppen in sich der gleiche Teilbetrag des Mit-

gliederStG.es bestimmt werden. Bei Ehegatten
darf in der Höhe des Teilbetrages kein Unter¬

schied zwischen Ehemann und Ehefrau vor¬

handen sein. Bei den sonstigen Angehörigen ist

eine Begrenzung des KinderStG.es für kleinere

Kinder bis zu einem gewissen Alter auf einen

besonderen Höchstbetrag unzulässig (E. des

RVA. Nr. 2990, AN. 1Q26 S. 425). Der Teil¬

betrag ist von dem StG. des Versicherten zu

rechnen. E kann sich dabei um Regel¬
le istungen, aber auch um Mehrleistungen an

StG. handeln. Wenn auch § 205 b RVO. nicht

darObei besagt, kann doch angenommen

werden, rlaß die Sitzung entsprechend $ 204

RVO. einen Mindestbetrag an FStG. festlegen
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darf. Dieser Mindesbetrag wird für Ehegatten
zwei Drittel, für sonstige Angehörige die Hälfte

des Mindestbetrages für Mitglieder betragen
können. Das FStG. ist um den Betrag des StG.es

zu kürzen, auf das der Verstorbene selbst g t

s e t z 1 i c h versichert war. Unter „gesetzlich"
wird nur eine Versicherung auf Grund der VPfl.

verstanden. StG. aus der VBer. oder WeiterV.

t deshalb auf das FStG. nicht anzurechnen

(E. des RVA. vom 27. Oktober 1927, AN. 1928

S. 56).
An sich soll auch das FStG. dem Zweck dienen,
einen Beitrag zu den Bestattungskosten zu

bilden. Im Gegensatz zum MitgliederStG.
(§ 203 RVO.) wird es al>er nicht an den gezahlt,
der die Bestattung besorgt hat. Es steht ledig¬
lich dem Versicherten zu. Dritte, die etwa die

Bestattung besorgt haben, können demzufolge
das FStG. nicht beanspruchen (E. des OVA.
Berlin vom 21. Januar 1930, VZ. 1931 S. 4S4).
Es käme höchstens eine Abtretung nach § 119

RVO. in Betracht. Verstirbt der Versicherte,
ehe er einen entstandenen Anspruch auf FStG.

erhoben hatte, so ist auch dann nicht der Be¬

sorger bezugsberechtigt, vielmehr gehört in

einem solchen Falle das FStG. zum Nachlaß
des verstorbenen Versicherten. Anrecht darauf
haben seine Erben, deren Ansprüche nach dem

BGB. zu beurteilen sind (vgl. DK. 1930 Sp. 1470).
Eine Ausnahme hiervon besteht, wenn der Für¬

sorgeverband die Bestattung des Angehörigen
besorgt hat. Nach der Fassung des § 1531 RVO.
durch die NotVO. vom 5. Juni 1931 kann der

Fürsorgeverband für die Unterstützung von An¬

gehörigen aus Ansprüchen, die dem Versicher¬

ten mit Rücksicht auf diese Angehörigen zu¬

stehen, Ersatz verlangen. Bestattungskosten
sind demzufolge nach § 1533 Nr. 1 RVO. aus

dem FStG. zu ersetzen. Da beim FStG. der
Versicherte Träger des Anspruchs ist, kann die

Kk., anders als beim MitgliederStG., einen

solchen Anspruch gemäß $ 223 Abs. 2 RVO.
aufrechnen. Man wird der Satzung das Recht

zugestehen müssen, auch die Anspruchsberech-
tigung durch allgemein für all« Mitglieder
geltende Bestimmungen einzuschränken, z. B.

dadurch, daß der Anspruch des Versicherten
von der Besorgung der Bestattung abhängig ist.

Hartwig Lindner, Berlin.

Zur Unterhaltsberechtigung im Sinne des

§ 205 RVO.

Nach § 205 RVO. ist den Versicherten für ihre
unterhaltsberechtigten Ehegatten und ihre

unterhaltsberechtigten Kinder eine* Kranken**
pflege zu gewähren. Da der Mann nach Maß¬

gabe Lebensstellung, seines Vermögens
und seinei Lrwerbstähigkeit, andererseits nix
auch die Frau ihrem Manne, wenn er außer¬
stande ist, sich selbst zu unterhalten, den seiner

Lebensstellung entsprechenden Unterhalt nach

Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Enferbs-
fähigkeit zu gewähren hat ($ 1300 BGB.), kann
sowohl ein Versicherter för seine Ehefrau
als auch eine Versicherte für ihren Ehemann
die Familienkrankenpflege in Anspruch nehmen.

Unterhaltsberechtigt ist nach $ 1602 Ab 1

BGB. aber nur, wer auß- »nde ist sich selbst
in unterhalten. Ist der Ehegatte des Kassen«
mitgliedes wirtse tlich so gestellt, <' r sich

selbst unterhalten kann, dann steht dem Ver¬
sicherten für ihn keine Familienkrankenpflege
zu. Ist jedoch der Ehegatte des Versicherten
außerstande, sich selbst zu unterhalten und ist
er infolgedessen auf den Unterhalt durch den
Versicherten angewiesen, dann ist der Ver¬
sicherte auf Grund des § 205 RVO. berechtigt,
für den Ehegatten die Familienkrankenpflege
zu beziehen, ganz gleich, ob es sich um die
Ehefrau oder den Ehemann handelt. Gleich¬
gültig ist dabei auch, aus welchem Grunde die
Ehefrau oder der Ehemann sich nicht selbst
unterhalten kann. Nicht nur Krankheit oder

Invalidität, sondern auch Arbeitslosigkeit, Ver¬

mögensverfall usw. können die Ursache der

Unterhaltsbedürftigkeit sein (vgl. Volkstüml.
Zeitschr. 1932 S. 185).

Soweit es sich um die Familienkrankenpflege
für Kinder von Versicherten handelt, ist zu

prüfen, ob das Kind tatsächlich einen gesetz¬
lichen Unterfudtsanspruch gegen den Ver¬
sicherten geltend machen kann. Grundsätzlich
kann das eheliche Kind seinen Unterhaltsan¬

spruch gegen jeden Elternteil geltend machen

($ 1601 BGB.). Der § 1606 Abs. 2 bestimmt

aber, daß der Vater vor der Mutter haftet.
Deshalb kann die gegen Krankheit versicherte
Mutter des Kindes keinen Anspruch auf die

Familienkrankenpflege erheben, wenn der Vater
in der Lage ist, seine Unterhaltspflicht ztr er¬

füllen (Entsch. des RVA. vom 10. Juni 1932,
V. Z. 1932 S. 266). Ist jedoch der Vater de
Kindes wegen Arbeitsunfähigkeit, Arbeitslosig¬
keit usw. nicht in der Lage, das Kind zu unter¬

halten, und wird deshalb die Unterhaltspflicht
von der gegen Krankheit versicherten Mutter

erfüllt, dann steht dieser ohne weiteres ein An¬

spruch auf die Familienkrankenpflege für ihi

unterhaltsberechtigtes Kind zu.

Die Feststellung, wer von den Eltern des Kinde
die Unterhaltspflicht erfüllt, ist dann nicht

schwierig, wenn aus dem Einkommen ch

Vaters deutlich hervorgeht, daß er sein Kind

unterhalten kann, und sie ist noch leichter,
wenn die Mutter ohne Einkommen ist, so dah

der Vater den gesamten Unterhalt zu tragen
hat. Komplizierter wird diese Feststellung aber,
wenn jeder Elternteil ein so geringes Ein¬

kommen besitzt, daß keiner für sich allein das

Kind unterhalten kann, sondern beide zum

Unterhalt beitragen. In einem derartigen Falle

wird man, gestützt auf den § 1606 Abs. 2 BGB.,
elen Anspruch auf die Familienkrankenpflege
dern Vater zubilligen müssen, weil ihm in erster

Linie die Unterhaltspflicht obliegt und von ihm

auch, trenn auch nur anteilig, erfüllt wird. Ist

jedoch aus der Höhe cles Einkommens der

Mutter oder aus anderen Tatsachen zu ent¬

nehmen, dab die Mutter den überwiegenden
Teil des Unterhalts trägt, dann darf ihr die

imilienkrankenpflege für ihr eheliches Kind

nicht versagt werden. Dabei werden alle Be¬

gleitumstände zu berücksichtigen sein, beson¬

ders dann«, wenn nur ein Elternteil gegen
Krankheit versichert ist und es deshalb nicht

gleichgülti >'in kann, welchem Liternteil ein

Anspruch auf die Familienkrankenpflege EUgl

sprachen wird. Mi n beide Elternteile zu dem

Unterhalt des Kindes beitragen und hält sich

s Einkommen beider auf fast der gleichen
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Höhe, dann wird man auch nicht den gesetz¬
lichen Anspruch auf die Familienkrankenpflege
außer acht lassen dürfen. Ist der Vater als (

legenheitsarbeiter nicht krankenversicherungs¬
pflichtig, die Mutter aber — im Gegensatz zu

dem Vater — Mitglied einer gesetzlichen Kk.

oder Ersatzkasser dann muß man bei der

Prüfung der Unterhaltsgewährung ihren An¬

spruch auf die Familienkrankenpflege mit be¬

rücksichtigen. Denn die Unterhaltspflicht um¬

faßt nach § 1610 Abs. 2 BGB. den gesamten
Lebensbedarf und damit auch die Fürsorge im

Krankheitsfalle. Kann die Mutter infolge ihrer

Kassenmitgliedschaft diese Krankenfürsorge er¬

füllen, dann leistet sie um soviel mehr als ihi

nicht gegen Krankheit versicherter Ehemann,
dem dafür keine oder nur geringere Mittel zur

Verfügung stehen. Bei gleichem Einkommen
und gleicher Beteiligung an der Unterhaltsge¬
währung müßte in einem solchen Falle der
Mutter das Recht zum Bezüge der Familien¬

krankenpflege für ihr unterhaltsberechtigtes
Kind eingeräumt werden. Wz.

Die Krankenversicherung
der unständig Beschäftigten

In diesem Aufsatz von Dr. Werneburg in

Nr. 23 sind auf S. 336 Spalte 1 Abs. 2 einige
sinnstörende Druckfehler enthalten. Es muß in

Zeile 7 nicht „fünf', sondern drei Arbeitstage
und in Zeile 14 nicht „fünf, sondern drei

Tage heißen. Außerdem hat in Zeile 10 das

Wort „selbständiger" wegzufallen.

1 ANFRAGEN UND AUSKÜNFTE

Wir erteilen Beziehern manr Zeitschrift, e>lme eine Yerpäichtnng sn übernehmen« kostenloi Auskünfte aus

'lein (.ed>ir »ler Sozia h ersicheraBg. Eine /i\ ilreihtliihe Haftung iür die V nskiinftserUM lang v\ird nieht über¬

nommen. Die Antworten irerden brieflich gegeben nnd hier reröffentlicht, weM.n sie ron nllgoairinrim Interesse sind.

Die' Stiiriftleitung.

Muß Fahrgeld zur Beschaffung von Heilmitteln

erstattet werden?

?rage: Ein Mitglied unserer Kk. beantragt
Erstattung des Fahrgeldes zur Beschaffung der

vom Arzt verordneten Senkfußeinlagen. Da wir

Einlagen in der Selbstabgabe nicht führen, in

unserem Ort auch kein Bandagist ist, schicken

wir die Mitglieder auswärts, um sich die Heil¬

mittel dort zu beschaffen. Das Mitglied mußte

der Einlagen wegen zweimal Fahrgeld auf¬

wenden, zum Maßnehmen und zur Abholung.
Wir haben bis jetzt immer die Erstattung
solcher Auslagen abgelehnt Sind wir dazu be¬

rechtigt?
Antwort: Die Gewährung von KPfl. nach

§ 182 Abs. 1 Nr. 1 RVO., umfaffend ärztlich-

Behandlung und Versorgung mit Arznei sowie

Brillen, Bruchbändern und anderen kleineren

Heilmitteln, hat in Natur zu geschehen. Das

bedeutet, daß an Stelle dieser Sachleistungen
grundsätzlich keine Barleistungen gewährt wer¬

ben dürfen (AN. 1914 S. 379). Der Versicherte

darf nicht veranlaßt werden, sich diese Sach¬

leistungen für eigene Mittel zu beschaffen und

dann Kostenerstattung von der Kk. zu fordern.

Die Zurverfügungstellung der Sachleistungen
in Natui muß also so erfolgen, daß elem Ver¬
sicherten dafür Kosten oder Barauslagen, abge¬
sehen von der Krankenschein- und Verord-

nungsblattgebühr, nicht entstehen. Dieser

Grundsatz hat hinsichtlich eler ärztlichen Be¬

handlung EU der Rechtsaufassung geführt, dah

zu elen notwendigen Kosten der ärztlichen Be¬

handlung! die die Kk. /u tragen hat, auch

solche gehören, durch die si möglich
wird. Dazu gehören beispielsweise dio Kosten

gens, eines Telephongesprächs, eim

I elegramms zur Herbeiholung des Arzt »der

<lie Kosten einer notwendigen Reise zum Arzt

».schließlich der Kosten eles Unterhall uf

der Reise und der Kosten einer notwendigen
Begleitung (zu vgl. E. des RVA. Nr. 2593, AN.

1920 S. 399, ArbVers. 1920 S. WW). In bezu

auf Arzrei unel die hier in Fra »hende

kleineren Heilmittel sind uns E. dieser Art nicht

bekannt. Nach unserer Auffassung dürfte es

aber keinem Zweifel unterliegen, daß der

gleiche Grundsatz auch auf kleinere Heilmittel

anzuwenden ist. Daß ärztliche Behandlung,
Arznei, Brillen, Bruchbänder ohne Rücksicht

auf die Höhe der Kosten zu gewähren sind,
während für kleinere Heilmittel nach § 193

Abs. 1 RVO. eine Begrenzung der Kosten mög¬
lich ist, ist dabei unerheblich. Auch Heilmittel

müssen danach von der Kk. so zur Verfügung
gestellt werden, elaß dem Versicherten be¬

sondere Kosten oder Barauslagen nicht er¬

wachsen. Gestützt wird unsere Ansicht durch

die Anm. 5e zu § 182 RVO. von Hahn-Kühne,
wonach die Kasse auch die Kosten einer Be¬

scheinigung tragen muß, deren der Versicherte

etwa zur Erlangung eines Heilmittels bedarf

(RVA. Monatsschrift 1917 Sp. 835). Wenn der

Kk. die Kosten einer Bescheinigung zur Er¬

langung des Heilmittels zur Last fallen, so kann

man daraus weiter folgern, daß auch die Fahr¬

kosten, die dem Mitglied zur Erlangung des

Heilmittels entstehen, zu Lasten der Kk. gehen.
Hinzu kommt, daß die Kk. die KPfl.r also auch

Heilmittel, am Erfüllungsort, d. h. im Kassen¬

bezirk oder am Wohnort des Versicherten zur

Verfügung stellen muß. Kann sie elas nicht,
muß sich eler Versiehe rte demzufolge die Heil¬

mittel außerhalb des Kassenbezirks oder seim

Wohnorts beschaffen, so ist auch daraus zu

schließen, daß ihm die besonderen Unkosten

zu ersetzen sind (vgl. sinngemäß die E. eles

Sachs OVG in ArbVers. 1911 S. 544). Will

die Kk. solche Sonderkosten verringern, ob¬

wohl elif Heilmittel in der Selbstabgabe nicht

führt werelen, empfiehlt sich vielleicht ehe

direkte Besorgung der Heilmittel auf Verord¬

nung durch die' Kk. und elie Ausfolgung an das

Mitglieel im K nlokal. Bei Sammlung einiget
Verordnungen, ohne elaß allerdings für die Ver¬

sicherten törend< Verzögerungen eintreten

dürf u« 1 eine H ibminderung der

zu erzielen.
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AUFGABEN UND LOSUNGEN

Wir bringen heute die Lösungen zu den in Nr. 23 gestellten Aufgaben. Die Schriftleitung

Zur I« Aufgabe: Das VA. wird wie folgt
entscheiden: Mit Zahlung des WG.es am

24. März 1933 ist nach § 195a Abs. 3 RVO. zu

Recht begonnen worden- Weil eine entgeltliche
Beschäftigung ausgeübt wurde, entfällt aber der

Anspruch auf die verlängerte WG.-Bezugsdauei
und auf das erhöhte WG. von *A des Grund¬

lohns. Daß die Beschäftigung nur geringfügig
und v.frei war, ist dabei unbeachtlich. Der

WG.bezug mußte gemäß § 195a Abs. 1 Nr. 3

RVO. nach 4 Wochen mit dem 20. April 1933

enden. Vom 21. April bis 5. Mai 1933 ist das WG.

zu Unrecht gezahlt worden. Nach dem 16. März

1933 war Frau S. nicht mehr Mitglied. WeiterV.

bestand nicht. § 311 kam auch nicht in

Frage. Das Ausscheiden aus der V. wegen

Schwangerschaft hätte den Anspruch nach

§ 195a Abs. 7 RVO. nur erhalten, wenn die Ent¬

bindung binnen 6 Wochen, also spätestens am

27. April 1933 eingetreten wäre. Tatsächlich ist

sie erst am 6. Mai 1933 erfolgt. An diesem Tage
bestanden weder Ansprüche aus § 195a Abs. 7

noch aus § 214 RVO. Da das WG. vor der

Entbindung nach § 195a Abs. 3 RVO. jeweils
sofort fällig wird, wurde es trotz des am Ent¬

bindungstage fehlenden Anspruchs, abgesehen
für die Zeit vom 21. April bis 5. Mai 1933, nicht

ohne Rechtsgrund gezahlt. (E. des RVA. vom

20. Juni 1928, DK. 1928 Sp. 1023.) Frau S.

irrt mit ihrer Annahme, nach dem Entbindungs¬
tage noch weitere WH. beanspruchen zu

können. Der Anspruch auf FWH. ist dagegen
nach §§ 205a, 214 RVO. gerechtfertigt. Frau S.

hat aus eigener V. WG. für 4 Wochen vor der

Entbindung erhalten. Wenn die Kk. mit Rück¬

sicht darauf FWG. erst vom Entbindungstage
an zahlen will, so geht sie fehl. Für die

4 Wochen vor der Entbindung stehen Doppel¬
leistungen zu. Die Forderungsberechtigten sind

hier verschiedene Personen. Für die WH. ist

es die Ehefrau und für die FWH. der Ehemann.

§ 205a Abs. 8 RVO. kommt nicht in Frage.
Diese Vorschrift schließt nur den Doppelbezug
von FWH. aus. Wegen des zu Unrecht gewähr¬
ten WG.es vom 21. Aril bis 5. Mai 1933 muß die

Kk. besondere Rückforderungsansprüche ^egen
Frau S. geltend machen. Barleistungen stehen

für den WH.fall danach rechtmäßig zu:

an WH.:

WG. vom 24. März bis 20. April
1933 für 28 Tage je 1,80 RM. = 50,40 RM

an FWH.:

Entbindungskostenbeitrag .... 10,—
Hebammengebühr (in den einzelnen
Gebieten verschieden) . . . .

= 32,40
WG. vom 8. April bis 17. Juni 1933

für 71 Tage je 0,50 RM = 35,50
Stillgeld vom 6. Mai bis 29. Juli

1933 für 85 Tage je 0f25 RM. =_21,25_ „_
Zusammen: 149,55 RM.

Zur 2. Aufgabe: Mit ihrer offensichtlich

engherzigen Stellungnahme zu den einzelnen

Streitfragen hat sich die Kk. in jeder Beziehung

fr

geirrt. Sie ist verpflichtet, nicht nur die
Krankenhauskosten für die Frau N., sondern

auch diejenigen für das Kind zu tragen. Das

ist in einer E. des RVA. vom 18. Februar 1931

(DK. 1931 Sp. 944) gesagt. Es ist nicht an¬

gängig, ein neugeborenes Kind, das von der

Mutter gestillt wird, in der ersten Lebenszeit

von der Mutter zu trennen. Andernfalls be¬

stände, abgesehen von sittlichen und sozialen

Erwägungen, die Gefahr, daß beide an ihrer

Gesundheit ernsten Schaden nehmen. Ferner

trifft es nicht zu, daß der Grundsatz der Nicht¬

gewährung von KG. neben WG. auch in der

Umkehrung gelte. (E. vom 13. Oktober 1927,
DK. 1928 Sp. 466.) Demzufolge hat Frau N. für

die Zeit vor der Entbindung WG. zu erhalten.

Die Differenz zwischen KG. (lA des Grdl.) und

WG. (K des Grdl.) muß ihr nachgezahlt wer¬

den. Auch nach der Entbindung ist WG. zu

zahlen. Das bedingt, daß die Gewährung von

Krankenhauspflege den Anspruch auf WG.

nicht beeinträchtigt. Da neben WG. kein KG.

gewährt wird, tritt die Krankenhauspflege nur

an die Stelle der KPfl., nicht aber auch an die

Stelle von WG. Letzteres ist demzufolge neben

Krankenhauspflege zu zahlen (vgl. ebenfalls E.

vom 13. Oktober 1927).

Zur 3. Aufgabe: Ueber den 18. August
1933 hinaus bis zum Entbindungstage kann

FWG. nicht beansprucht werden. Die einen

solchen Anspruch für die WH. regelnde Vor¬

schrift des § 195a Abs. 2 RVO. gilt mangels
Hinweises in § 205a RVO. für die FWH. nicht.

Mit der Ablehnung dieses Anspruchs befindet

sich die AOKk. Y im Recht. Sie hat auch da¬

mit recht, daß die Leistung der FWH. von der

AOKk. Z zu übernehmen sei. Die Berufuncr
der AOKk. Z auf die E. des OVA. M greift
nicht durch. Es handelt sich um eine Fehl¬

entscheidung. Das RVA. hat am 22. Dezember
1927 (DK. 1928 Sp. 621) entschieden, daß als

VF. für die FWH. trotz der Vorschrift des

§ 205a Abs. 3 RVO. (§ 195a Abs. 3 RVO.)
nach wie vor die Entbindung anzusehen ist.

Als „erstverpflichtete44 Kk. im Sinne des § 205a

Abs. 5 RVO., die für die Durchführung der

FWH. zuständig bleibt, ist danach d i e Kk. an¬

zusehen, der der Ehemann zur Zeit des Ein¬

tritts des VF.es als Mitglied angehört. In

unserem Fall kommt dafür die AOKk. Z in

Frage. Denn ihr weiterer Einwand ist auch

unbegründet. Wohl hat Herr W. seine Arbeit

am 25. August 1933 erst um 7 Uhr angetreten.
Die Mitgliedschaft beginnt nach § 306 RVO.

aber nicht erst mit Arbeitsbeginn, sondern

schon mit dem Beginn des Tages des

Eintritts in die v.pfl. Beschäftigung (E. des

RVA. vom 22. Dezember 1927, DK. 192S

Sp. 621). Damit wird der Zeitpunkt der Ent¬

bindung der Frau W. schon von der Mitglied¬
schaft bei der AOKk. Z umfaßt. Die AOKk. 2

muß nicht nur vom Entbindungstage an die

weitere FWH. leisten, sondern auch der

AOKk. y das FWG. für die Zeit vom 22. Juli

bis 18. August 1933 erstatten.
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